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ern-u spen. is. Miit-z 1936 tr. Jahrgang

:Polen wartet ab
Man war sich in Polen, wie auch in anderen Ländern,

von vornhereindarüber rim Klarem daß der-Abschlußdes-

französisch7sowjetistischenPaktes eine klare und eindeutige
Antwort von deutscher Seite hervorrufensmußte Da man

sich in Polen selber durch den sowjetfreundlichen Kurs der-

französischenAußenpolitik verletzt und bedroht fühlt, sah
man der erwarteten deutschen Antwort mit Spannung, aber.
zugleich mit der Absicht entgegen, sich in deren Beurteilung
nicht von der gegenwartsfremden Voreingienommenheit der

Diplomsaten des Quai d"Orsay—leiten zu lassen. Auch die

nationaldemokratischen Kreise, in denen man es doch gleich-
sam als Ehrensache betrachtet, sich vor Deutschland zu
fürchten, vermochten in der Rede des Führers keine Stelle

zu finden, die ihnen Gelegenheit gegeben hätte, noch einmal
die ,,kritische Schärfe« ihres genormten Jntellektes zu
prüfen. Darauf also, daß Deutschland eines Tages die Ve-

schränkung seiner Wehrhoheit in den westlichen Grenz-
gebieten beseitigen würde, war man in Polen gefaßt. Und
man war auch bereit, einen derartigen Schritt als not-

wendig und berechtigt anzuerkennen.

Trotzdem gelingt es der polnischen Presse nicht, ein-e

gewisse V e u n r u h i g u n g zu verbergen. Aber dies-e wird

Jweniger durch die offen bekundete und oerständliche haltung
Deutschlands, als durch die teils sture, teils verschswommene
Kritik-der westlichen Partner des Locarnopaktes verursacht-
Man würde-es in Polen oermutlich am liebsten sehen, wenn

sich die Westmächte mit der Beseitigung der entmilitarisiser-
ten Zone als mit seiner gegebenen und niemanden be-

drohenden Tatsache abfinden und auf die vom Führer ent-

wickelten, positiven Friedensvorschläge eingehen würden.
Denn jeder Versuch, von Deutschland auf irgendeine Weise
die Wiederherstellung des status quoszu erzwingen oder, da
zdas nicht möglich ist, Deutschland wenigstens die Rache und
Empörungsder in ihrer ,-,politischen Moral« verletzten Ge-
wissen der Diplomaten von vorgestern fühlen zu lassen,
würde,Polen,-das ja Mitglied des Völkerbundes und Frank-
reichs Verbündeter ist, in eine unerfreuliche Lage versetzen.
hat seinerzeit schon die durch-die Mitarbeit-in Gens er-

zwnngene Beteiligung an den gegen Jtalien verhängten
Sanktionen in Polen Kritik und Widerwillen geweckt, so

swiirde ein ähnlich-es Vorgehen der Genfer
Institution gegen Deutschiand nicht nur

gegen sehr wesentlichewirtschastliche Jn-
·teressen Polens verstoßen, sondern auch
mit bestimmten grundsätzlichen Erwägun-
gen der polnischen Außenpolitik in Wider-

spruch stehen. Das Bestreben der polnischen Außen-
.politik ist es daher, sich nach Möglichkeit von dem
ganzen Fragenkomplex, der durch den sunbelehr-
baren Widerstand Frankreichs gegen die Einbeziehung des

Rheinlandes in die Wehrhoheit des Reiches aufgerührt
worden ist, zu distanzieren.

Jn diesem Sinne ist daher auch d i e erste a mtlich e

Erklärung der polnischen Regierung-zu dieser
Frage gehalten. Es heißt darin: Die Reaktion des Deutschen
Reiches auf den französischxsowsetistischenPaktsei zu er -

warten gewesen und zu ver-stehen. Das deutsche
Vorgehen sei in erster Linie e in e we st e u r o p ä i s ch e;
A ng e l e g e n h e it und interessiere als solche auch vor-

allem die westeuropäischenStaaten. Was die-osteuropäische"
Politik anb,elsange, so sei d e r St a nd d e r Ding es
zwischenDentschland und Polen durch. den

Nichtangriffspakt von 1934 bereits gere-
g e l t-. Die polnische Regierungs werde natürlich die weitere

Entwicklung der Dinge mit großem Interesse verfolgen; sie
sei aber nicht der Ansicht, daß durch das deutsche Vorgehen
irgendwelche neuen Momente in das bisherige Verhältnis
zwischen Deutschland und Polen eingeführt worden seien.
Die polnische Regierung werde auch in Zukunft an ihrer
bisherigen Außenpolitik festhalten und auch weiterhin die

Politik der unbiestimmtenFormeln und Prozedsuren, die in

der letzten Zeit so viel Unheil angerichtet hab-e, vermeiden.

So viel kann man jedenfalls als sich-erannehmen, daß
die einigermaßen ernst zu nehmende Presse in Polen keine

Neigung verspürt, dazu beizutragen, daß ihr Land in eine

Auseinansdersetzung hineingezerrt wird, die seiner Aussen-
politik die Eigengesetzlichkeit nehmen und seiner Wirtschaft
nur Schaden zufügen könnte. Es ist nicht das erste ..Mal,
daß sich die polnische Presse dazu beglückwünschenkann, daß
ihr Land durch den Gewaltverzichtspakt mit Deutschland
wenigstens in bezug auf das Verhältnis zum westlichen
Nachbarn aus dem Chaos der europäischen Politik heraus-
gelöst worden ist. Auch and e m Teil der polnischen Presse,
der seinerzeit den Abschluß des Paktes mit Deutschland-mit
dem kritiklosen Eifer einer dogmatischen Franzosenfreund-
schaft bekämpft hat, sind die Ereignisse der zwei letzten
Jahre, wie es scheint, nicht völlig spurlos vorüsbergegangen.
«,Zwarhat sichihre grundsätzlichablehnende Einstellung zu
Deutschland in keiner Weise geändert; doch scheint ihr
früher geradezu hemmungsloses Vertrauen zu Frankreich
merklich- erschüttert zu fein. hat sich doch selbst der alte

-Dmowski vor kurzem veranlaßt-gesehen Kritik an dem

zbolsrisewistischen Abenteuer - des französischen Bundes-

genossenzu üben! Diese Kritik-mag ihm nicht leicht-gefallen
- em.

Jn bezug auf den französisch-sowjetistischenPakt ließ sich
in Polen nach dem 7. März eine Uebereinstimmung der

—Meinungen feststellen, wie sie in den Fragen der polnischen
Außenpolitik während der letzten Jahre kaum jemals be-

.merkt werden konnte. Es ist freilich fraglich, ob diese Ueber-

·einstimmung von längerer Dauer sein wird.- hier und da

scheint in der oppositionellen Presse — nach der Verblüffung
der ersten Tage — auch schon wieder der alte bang zUr

unfruchtbaren Nörgselei die Oberhand über die nüchterne

Beurteilung der Lage gewinnen zu wollen, Auch kann man
nicht ohne weiteres behaupten, daß die polnische Presse, dle

setzt fast durchweg den in der oben erwähnten amtlichen
Erklärung geäußerten Standpunkt vertritt, nun auch wirk-

lich so d e n k t. Aber daß sie es für nützlich halt, eben sp und
nicht anders zu sp r e ch e n, ist mit Rücksicht darauf, daß ihr-e

'Stimme auch in Frankreich gehört wird, immerhin schon
was wert Di. K.
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. wahrhaften Frieden,

Jn diesen drei Jahren hat Deutschland wiederzurückerhaltenseine Ehre," wiedergefunden
feinen Glauben, überwunden seine größte wirtschaftliche Not und endlich einen neuen kultu-

rellen Aufstieg eingeleitet. Dies glaube ich vor meinem Gewissen und vor meinem Gott

aussprechen zu dürfen. Seh bitte jetzt das deutsche Volk, mich in meinem Glauben zu stärken
-

und mir durch die Kraftseines Willens auch weiterhin die eigene Kraft Zu geben, umsiir
seine Ehre und seine Freiheit jederzeit mutig eintreten und fiir sein wirtschaftliches Wohl-

ergehen sorgen zu können, und mich besonders zu stützen in meinem Ringen um- einen

Adolf Hitler

Möglichkeiten des Ostpreuszenoerkehrs
Noch kein Ergebnis

Die d.eutsch-polnischenBesprechungen über den

D u r ch g a ng sve r k,eh r— haben bisher zu z keinem..Er-

gebnis geführt-» Eine polnische Delegation hat kin Berlin zu
den« deutschen Angeboten Gegenoorschläge unterbreitet, überv
die- jedoch keine Einigung erzielt werden konnte. Deutschland
sollte," wie »die- polnische Presse mitteilte-,»nachdiesen Vor--

schlägen einen Teil der eingefrorenenspolnischen Forderun-
genzx saus— dem-« Durchgangsoerkehr in IDEe v is en . oder

Obligationen der Re—ichsbank-(?.). bezahlen; der

Rest der Forderungen sollte zum Teil durch die A u s r e ch -

nung von Verpflichtungen polnischer
S t a a ts b ü r g e r gegenüber Deutschland, zum anderen

Teil durch deutsche Warenlieferungen nach Polen
beglichen werden. Diese Vorschläge konnten von deutscher
Seite nicht angenommen werdens Nach polnischsen Berech-
nungen sind die eingefrorenen Forderungen,

.

die Ende

Oktober o. Js. etwa 66 Mill. Zloty betragen haben, bis

etwa Anfang März d. Js. auf rund 90 Mill. Zloty an-

gewachsen (,,Express Poranny«); obwohl Deutschland in der

Zwischenzeit einen gewissen Betrag überwiesen hat. Die

Besprechungen sollen in War-schau sortgeführt werden«

«

Vei- diesen-Besprechungen handelt es sich nicht nur

darum, wie die inzwischen aufgelaufenen polnischen Forde-
-"-rungen;zderen. Transferierung durch die deutsch-e Devisen-
knappheit verhindert wird, beglichenwerden können, sonder-n
auch darum, wie sich in Zukunft ähnliche
Schwierigkeiten nach Möglichkeit vermei-

,d e n las sen. Wenn man von der Annahme ausgeht, daß
Deutschland noch für längere Zeit gezwungen sein wird-—mit

seinen Devisen äußerst sparsam umzugehen, dann erscheint
diese zweite Frage als der wichtigere Teil des ganzen
Problems. Dann erscheint es vor allem notwendig, die Ent-

stehung neuer,snicht transferierbarer polnischer Forderun-
gen aus dem Durchgangsverkehr nach Möglichkeit zu
vermeiden.

.

Tit Entwicklung des Eisenbahuiransitorrkchks

,

Es ist angebracht, in diesem Zusammenhange einige
Worte über die Entwicklung des deutschen
Durchgangsoerkehrs während der letzten
J a h r e zu sagen. Unter den Transportträgern des deutschen
Ostpreußenverkehrs steht die Eisenbahn an weitaus

erster Stelle. Der Eifenbahnverkehr durch den Korridor

(ohne Viehtransport) von bzw. nach Ostpreußen hat
betragen v(in 1000 Tonnen):

Litpc Empfang Ostpr. Ver-fand Gesdmtpekkehc
1931 2406 244 2650

1932 2106 228 2334"

1933 2360 377 2737

1934 -« 446 3108s
.«.-,-.J»iGedenkrede-« zwischendstpkeußenisHund-«dem
übrigen JReich überwiegt ·

demnach der,
» ostpreußische

Empfangspbei weitem , »den ostpsreußischenBersan.d. »Ost -

preußen hat ils-nJahre19131 nur den zehnten
- un d im- Jahre 1 934 nurdenz achte-n Teikd e r

Gütermenge aus dem Schienenwegje ins
übrige Reich versandt, die esvon dort auf
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demselben Wege empfangen hat. Das ist vom

frachtlichen Standpunkt aus ein durch-aus ungesundes Ver-

hältnis, da ein großer Teil der beladen nachOstpreußen
gehenden Waggons leer oon dort zurückfahren muß. Unter
den Gütern, die vom übrigen Reich nach Ostpreußen ver-

sandt werden, stehen die Kohlen an erster Stelle-. Der

Kohlenempfa ng Ostpreußens über die Durch-
gangsstrecken hat in den Jahren 1927 bis 1933 zwischen 64

und 71 v. h. und im Jahre 1934 52 o. h. des ostpreußischen
Gesamtempfanges über die Durchgangsstrecken betragen.
Devisenpolitisch fällt hierbei besonders ins- Gewicht,- daß
Ostpreußen seine Kohlen, soweit sie nicht über See kommen,
zum weitaus größten Teil aus dem oberschlesischen
R ev i e r bezieht, daß die nach Ostpreuszen gehenden
Kohlenzüge also die längste der über polnisches Gebiet

gehenden Eisenbahnstrecken, d i e 3 5 5 km la n g e St r e ck e

K o st a u — D t. E h la u , benutzen. Nach der polnischen
Güterbewegungsstatistik, die im allgemeinen etwas höhere
Zahlen als die entsprechende Statistik der Deutschen Reichs-
bahn angibt, sind auf dieser Strecke z. V. im Jahre 1933

n ach Ostpreußen 1-211 000, v o n Ostpreußen dagegen nur

14 000 Tonnen Güter im Durchgangsoerkehr befördert
worden.- An zweiter Stelle steht die kürzeste der sieben für
den Güterdurchgangsverkehr vorhandenen Strecken, die
Strecke Firchau-—Marienb"u-rg, auf der- im ge-
nannten Jahre n a ch Ostpreußen -743 000 sund sv o n.-;Qs-·t-
preußen 138000 Tonnen Güter im Triansit befördert worden

sind. Es folgen die StreckenNeubentschen-Dt. Eylau
(300 000 bzw. 467000 Tonnen), Fraustadt—Dt. Eylau
(109000 bzw. 4000 Tonnen), Schneidemiihl—Dt. Eylau
(98 000 bzw. 97 000 Tonnen), Freyhan — Dt. Eylau (59 000

bzw. 4000 Tonnen) und schließlichGroß-Boschpol—Marien-
burg (9000 bzw. 10 000 Tonnen), Ein gewisser Ausgleich
der ungünstigen Frachtbilanz des deutschen Durchgangs-
verkehrs wird durch den ostpreußischen V i ehv er san d»
ins übrige Reich erreicht, der in der obigen Aufstellung nicht-
berücksichtigtwerden konnte, da er nicht in Tonnen, sondern
in Stück gemessen wird.

Dcr Stand des See- und Biuuenschiffahrtsverkchrs
Die zweite Stelle im Ostpreußenverkehr nimmt der See-

transport ein. Ostpreußen hat aus dem übrigen Reich 1934

aus dem Seewege etwa 743000 Tonnen Güter

empfangen und 481 000 Tonnen dorthin versandt Auch
hier ist also die Frachtbilanz bei weitem nicht ausgeglichen;
doch ist die Spanne zwischen Empfang und Vers-and er-

heblich niedriger als im Eisenbahndurchsgangsverkehr. Der

deutsche Ostpreußenverkehr über die B i n n e n w a s s e r -

st r a ß e n ist im Vergleich zu demjenigen auf dem Schienen-
·wege und über See bisher von völlig untergeordneter Be-

deutung, Er hat in den letzten Jahren stark gefchwankt.
1931 hat er etwa 14 M, 1932 etwa 12 600, 1933 etwa
"1«16030 und «19321nur-· etwa sz Tonnen -·b·e(tragen."-«(Der
GüterdurchgangsoerkehrTauf K ra fsstwag ezn , der »durch
vertragliche Hindernisse gehemmt ""wird«,"und» der --L aft-
v"e·rke"»hr,der für Lasttransportesnicht in Frage kommt,
können hier übergangen werden.) Nach obigen An-

gaben hat sich tin-Jahre «1«934der Güte-rverkehr
zwischen Ostpreuszenlund dem übrigen Reich

wie folgt zusammengesetzt (in 1000 Tonnen)j



«

Nach Vo«

Ostpreuszen . Ostpreußen Gesamt
E isenbahnverksehr 2662 »44·6 3108

Seeverkjehr 743 481 1224

Binnenschisfahrt . 4 2 6

Jnsgesamt 3409 929 4338

Jm Jahre 1934 sind also 71 v.h. des gesamten
deutschen Ostpreußenverkehrs auf dem

Schienenwegeabgewickeltworden.

Stärker Devisenabsluß
Der- deutsche Durchgangsverkehr durch den Korridor ist

für Polen eine sehr bedeutsame Einnahme-
quelle. Er nimmt innerhalb des Gesamttransitverkehrs
durch Polen den- weitausersten Platz ein (193,4:; über
80 v. h.). Seine Erträge bilden den wichtigsten Faktor der

deutsch-polnischen Dienstleistungsbilanz. D i e D e u t s che
R e ich s b asphn hat in den letzten Jahren folgende Summen
für-, den Ostpreußentransitverkehr a n P o l e n g e z a h lt

(in- Millionen - Zloty):
Güterverkehr Personenverkehr Gesamtverkehr

1931 62,5 9,6 72,1-
1932 49,5 -7,2 56,7
1933 50,3 7,9

-

58,2
-1934 57,5 10,3 67,8

Auf den Personenverkehr entfallen von den an

Polen aus dem Titel des Durchgangsverkehrs gezahlten
Beträgen nur etwa 15 v. H» auf den K o h l en t ran s -

p o rt dagegen etwa 40 v. h. und auf den üb r i g e n

Güterverkehr rund 45 v.h.

Umleitung aus den Seeoeg
Da mit der zunehmenden Wirtschaftsbelebung mit einer

fortgesetzten Steigerung des Verkehrs zwischsenOstpreußen
und dem übrigen Reich-e zu rechnen ist, Deutschland jedoch
aus eine möglichst geringe Inanspruchnahme seines De-

visenbestandses bedacht sein muß, Polen für eine Bezahlung
. der Transitschulden in Waren wenig Verständnis beweist und

der Versuch einer Kompensierung der polnischen Forderun-
gen isn Deutschland mit deutschen Forderungen in Polen die

Möglichkeit neuer Verwickelungen in sich birgt, ist d i e

Aufgabe gestellt, den die deutsche Zahlungs-
bilanz belastenden .Durchgangsverkel)r
durch polnisches Gebiet bzw. die Kosten
dieses Verkehrs zu verringern. Es bieten sich
hier verschiedene Möglichkeiten, doch sind sie durchweg mit
erheblichen sowohl verkehrstechnischen wie tarifpolitischen
Schwierigkeiten verbunden.

Zunächst ist in dieser Beziehung an eine Umle i-

tnng eines-Teiles d«es Güterverkehrs auf
de n S e e w e g zu denken, wie-sie nach dem Inkrafttreten
der polnischen Verordnung vom 7. Februar bereits -zw-angs-
läufig in einem gewissen Umfange versucht worden ist. Eine
derartige Umstellung setzt aber eine gründliche R e u o r d -

nung des Tariffyftems voraus. So ist z. B. unter
den geltenden Tarifverhältnissen an einen Transport der
oberschlesischen Kohle auf dem Bahn-Seewege Stettin-
Königsberg nicht zu denken: außerdem ist es unwahrschein-
lich, daß auf diesem Wege die Kohle billig-er befördert
werden kann als über die Transitstrecke Kostau—Dt. Eylau,
ohne die Selbstkostengrenze zu unterschreiten. Aehnlich wie
in diesem Falle ist wohl auch bei der Mehrzahl der anderen
Waren eine Umleitung vom Schienen- auf den Seeweg m it
einer Erhöhung der Transportkosten ver-

bunden. Es kommt hinzu, daß dieAnlagen der

ostpreußischen häfen Königsberg, Pillau und

Elbing für eine wesentliche Steigerung des Güterumschlages,
namentlich für eine starke Vermehrung des Kohlen-
umschlages, nicht a us re ich en. Doch ist bei alledem zu
bedenken, daß in der Frage des Ostpreußenverkehrs von

jeher der Gesichtspunkt der v o l k s wirtschaftlichen Ren-
tabilität stark in den Vordergrund gestelltwerden mußte, und

daß p riv atwirtschaftliche Gesichtspunkte bei der Tarif-
gestaltung um so mehr zurückzutreten haben, je dringlicher

sdie Frage einer ausreichenden Vierkehrsversorgung dieses
vom Reiche getrennten Gebietes auftritt, wie das gegen-
wärtig in besonderem Maße der Fall ist.

Die Möglichkeitendes Bin-tenfchifsahrtsverkehrs
»

Eine beträchtliche Aufnahmefähigkeit
sur den vom Schienenwege verdrängten
Ostpreußenverkehr besitzt die bisher kaum

ausgenutzte Binnenwasserstraße Netze-
Bromberger Kanal—unte"re Weichsel. Welche
vertraglichen hindernisse, technischen Schwierigkeiten und

tariflichen Widerstände zu überwinden sind, um diesen, vor

allem für billige Massengüter geeigneten Weg dem Ost-
preußenverkehrdienstbar zu machen, hat F r i e d r i ch Ro ß
in seiner aufschlußreichenSchrift »F l u ß d i e n st—-O st -

p r e u ß e n — R e i ch« dargelegt. (Siehe »Ostland« Nr. 24,
1935, Seiten 278J79.) Jn seiner dortigen Untersuchung der

Transportkosten für nach Ostpreußen gehend-e oberschlesische
Kohle kommt Roß zu dem Ergebnis, daß die Verwendung
des. heute an die spolnischen , Staats-bahnen -zu zahlenden
Frachtanteiles für Ausnahmetarifek der Binnenschiffahrt
einen Ausgleich der Eisenbahn- und Binnenwasserfrachten
mit sich bringen und die Rentabilität der Kohlentransporte
über den Flußweg gewährleisten würden. Die Lage der

ostdeutschen Binnenschiffahrt, fährt Roß fort, würde damit

zweifellos mit einem Schlage gebessert wer-den. Vom-volks-

wirtschaftlichen Standpunkt aus (Kohlen«ausnahmetarifeder

Reichsb-ahn,—Zahlung von Frsachtanteilen an die polnischen
Staatsbahnen) wäre der Binnenschiffahrtstransport von

Kohle nur zu empfehlen. Die gegenüber der Eisenbahn
längere Beförderungsdauer müßte unter Berücksichtigung
der Produktivität-des Binnenwasserversandes in Kauf ge-
nommen werden."

,

Der Kraftwagenoerkehr

Durch die Schwierigkeiten im Durchgangsverkehr ist die

Aufmerksamkeit auch wieder auf d i e F r a g e e i n e r

stärkeren Einsetzung des Kraftwagen-
transportes in den Ostpreußenverkehr ge-
lenkt worden. Diese Frage wird ohnehin schon durch die

rasch fortschreitende Motorisierung Deutschlands auf-
geworfen. Schon bevor die Transferierung der Transit-
schulden akut wurde, hat zwischen deutsch-en und polnischen
Stellen eine erste Fühlungnahme wegen der Möglichkeit
einer, dem im Ausbau befindlichen modernen deutsch-en
Straßennetz gleichwertigen Verbindung zwischen Ostpreußen
und dem übrigen Reich stattgefunden. Bei dem als not-

wendig empfundenen Ausbau des Binnenschiffahrts- und

Kraftwagentransits handelt es sich um A n g e l e g e n -

heiten, die auch ohne die deutschen Devisen-
schwierigkeiten über kurz oder lang einmal
hätten in Angriff genommen werden
m ü s se n

, deren Dringlichkeit durch diese Schwierigkeiten
aber verschärft worden sind. D a g e g e n w i r d m a n d i e

Umleitung des Ostpreußenverkehrs vom

Schienen- auf den Wasserweg letzten Endes

immer als« eine, wenn vielleicht auch auf
längere Sicht einzuleitende Behelfsmaß-
nahme anzusehen haben.

Ein-e ander-e Frage, die, unausgesprochen, schon lange
ihrer Aufrollung geharrt hat, ist die N e u r e g e l "u n g d e r

polnischen Eisenbahntransittarife. Man
kann es Deutschland auf die Dauer schwer zumuten, daß es

mit den hohen Frachtanteilsen, die es z. B. für den Kohlen-
transport auf der Strecke Kostau—Dt. Eylau an die

polnisclien Staatsbahnen zuzahlen hat, die Verlust-
tarife ausgleicht, mit deren hilfe Polen
seinen Kohlenexport über Gdingen for-
ciert (Deutschland zahlt auf der 355 km langen Trans1t-
strecke je Tonne Kohle beinahe doppelt so viel Fracht, wie der

ostoberschlesischeBergbau für den Transport auf der 610 km

langen Strecke Kattowitz—Gdingen zu zahlen hat). Es muß

auch auf die Dauer als untragbar empfunden werden, daß
die deutschen Bemühungen, die Verkehrs-
ferne Ostpreußens durch eine entsprechende Tauf-
gestaltung zu überbrücken, durch das starr-e
Festhalten an den seit mehralseinem Juh·k-
zehnt unverändert geltenden, hohen Tauf-
s ä tz e n auf der polnischen Durchgangsstrecke b e e in -

tr ä ch t i gt werden« Es wäre zu begrüßen, wenn die hier
berührtenFragen beiden Verhandlungen mit Polen mit-

beriicksichtigt würden.
«

·
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Die Vriiffeler Reife des Obersten Veck
Der zweitiigige Aufenthalt des polnischen Außen-

ministers in Brüssel am 5. und 6. März hat in der inter-

nationalen Oeffentlichkeit einiges Aufsehen erregt. Es ist im

allgemeinen nicht üblich,daß sich ein Außenminister, nur um

einen h a n d e l s v e r t r a g zu unterschreiben, persönlich
ins Ausland bemüht. Immerhin besitzt Belgien
für die polnische handelspolitik eine ge-

wisse B e d e utun g. Unter den Abnehmern polnischer
Waren steht es an vierter Stelle; im Jahre 1935

hat es für 57 Mill. Zloty Waren aus Polen bezogen,·
während es nur für 26 Mill. Zloty Waren dorthin aus-
geführt hat. Der belgisch-polnischehandelsverkehr hat sich
bisher im allgemeinen-ohne Schwierigkeiten und Meinungs-
vserschiedenheiten vollzogen. Es ist aber begreiflich, daß
Brüssel Wert darauf legt, die für Belgien außer-
ordentlich ungünstige Bilanz des handels
mit Polen auszugleichen. Warschau behauptet
demgegenüber, daß Polen des hohen Aktivsaldos im Waren-

verkehr bedürfe, um als Schuldnerland seine fin a n -

ziellen Verpflichtungen gegenüber Belgien
erfüllen zu können. Jn dem jetzt von Oberst Beck und

van Zeeland unterzeichneten handelsvertrag scheinen sich
der belgische Wunsch nach eine-m Ausgleich der handels-
bilanz und das polnische Verlangen nach einer Beibehaltung
des gegenwärtigen Zustandes auf einer mittleren Linie zu

treffen: Polen kann damit rechnen, daß sich seine Ausfuhr
nach Belgien auf der bisherigen höhe erhält, und Belgien
hat von polnischer Seite eine Reihe neuer

Zollermäßigungen zugestanden erhalten. Wichtig ist auch
folgendes: Belgisches Kapital ist bereits in be-

trächtlichem Umfang in der polnischen Industrie, vor allem

in der Elektrizitätswirtschaft,tätig. Die polnische Regierung
kann bei der Durchführung ihrer wirtschaftspolitischen Pläne
die finanzielle hilfe des Auslandes schwerlich entbehren.
Sie scheint bereitzusein, dembelgischeandustrie-
und vielleicht auch dem belgischen Bank-

kapital neue Konzesfionen zu machen. Die

polnische Presse hebt in diesem Zusammenhange, mit einem

fühlbaren Seitenhieb auf Frankreich,,aber auch auf Deutsch-
land,·-hervor, dsaßPolen bei Belgien sicher sein könne, daß
dieses mit seiner wirtschaftlichen Betätigung isn Polen keine

,,politischen Nebenabsichten«verbinde.

Was die Aufmerksamkeit der internationalen Oeffent-
lichkeit auf den Besuch des polnischen Außenministers in

Brüssel gelenkt hat, ist aber nicht diese seine wirtschaft-
liche Bedeutung, sondern die mit ihm verbundene

politische Absicht. Es ist Warschau nicht möglich
gewesen, das Zustandekommen des französisch-
sowjetistischen Paktes zu hindern. So will es

diesem Pakte jetzt wenigstens einen Teil seiner gefährlichen
Wirksamkeit nehmen« indem es die bei einigen Bundes-

genossen Frankreichs vorhandene kritische Einstellung gegen-
über dem sowjetsreundlichen Kurs zu stärken versucht. Jn

dieser Beziehung spielt V elg i e n offensichtlich eine bedeut-

same ·Rolle. Es trennt auf einem strategisch besonders
wichtigen Abschnitt Deutschland von Frankreich. Es kann

durch sein Verhalten die Wirkfamkeit des Paktes entweder

hemmen oder verstärken. Es hat die Wahl, in seiner Ein-

stellung zum Pakt entweder dem polnischen oder dem

tschechischen Beispiel zu folgen. Oberst Beck hat in Brüssel
mit Recht darauf hinweisen können, d a ß n a ch d e m A b -

schluß des französisch-sowjetistischen Paktes
den zwischen den Fronten der Großmächte

gelegenen Staaten eine erhöhte Verant-

wortlichkeit gegenüber dem europäischen
F rie d e nzufä l l t. Der polnischen Außenpolitik, wie sie
von Oberst Beck in Brüssel vertreten worden ist, liegt ein

durchaus richtiger Gedanke zugrunde: Einerseits ist es klar,
daß Frankreich sich um so leichter zu einem Vorgehen gegen
Deutschland entschließt, jie mehr es sich darauf verlassen
kann, daß seine Verbündeten im östlichen und westlichen
Mitteleuropa sich seiner Politik anschließen werden.

Andererseits ist aber auch klar, daß die Staaten, die Be-
denken haben, dem sowjetfreundlichen Kurs ihres französi-
schen Bundesgenossen zu folgen, sich nicht dazu entschließen
können, von der französischensogleich auf die deutsche Seit-e

hiniiberzuwechseln. So liegt in dem Versuch, diese Staaten
auf einer mittleren Linie zu sammeln, eine Ehance für
Polen, da es darauf hinweisen kann, daß es zur Vermeidung
eines europäischenKonfliktes, dessen erste Leidtragende doch
gerade die ,,zwischen den Fronten« gelegenen mittleren und
kleineren Staaten sein würden, notwendig sei, ein e Art
,,Sanitätsgürtel« zwischen die Großmächte
zu le g e n.

—
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Die Gedankengänge des polnischen Außenministers
haben in Brüssel, wie es scheint, einigen AnkLang gefunden.
Zum mindesten haben die Bestrebungen, sich aus

der immer bedenklicher werdenden Ab-

hängigkeit von der französischen Außen-
politik zu befreien, in der belgischen Oef-
fentlich k eit, vor allem im flämischen Bevölkerungsteil,
in letzter Zeit a n B o d e n g e w o n n e n. Die erfolgreichen
Bemühungen Polens, seine eigenen politischen Wege zu
gehen und sich in keinerlei Blockbildungen und sonstige
diplomatische Kombinationen hineinziehen zu lassen, sind in

Belgien nicht ohne Eindruck geblieben. Sie regen zur Nach-
ahmung an. Doch läßt sich nicht übersehen,daß B elg i e n

von jeher weit stärker als Polen in das Netz
der französischen Außenpolitik einge-
s p a n n t war. Die Bindungen Belgiens an den

französischen Bundesgenossen sind nicht nur wegen
,

dessen
unmittelbarer Nachbarschaft enger und fester als diejenigen
Polens. Sondern es spielen hierbei auch nochdie nationalen
Verhältnisse dieses Zweivölkerstaates eine bedeutsame Rolle:
Das wallonische Element sieht in der An-

lehnung an Frankreich eineGarantie seiner
staatsbestimmenden Stellung gegenüber
d e n Fla m e- n. Praktisch haben sich bisher jedenfalls die

Anhänger Frankreichs am Ruder behauptet.
·

Die polnische Initiative mag auf die belgischen Kritiker
eines allzu engen Zusammengehens mit Frankreich ermun-

ternd gewirkt haben. Auch läßt sich die Aehnlichkeit der

jbelgischen mit der polnischen Situation gegenüber dem

französischen Sowjetpakt snicht bestreiten. Aber es scheint
doch, daß Polen hier den natürlichen Bereich
seiner Außenpolitik etwas zu weit zu
sp a n n e n v e r s u cht h a- t. Belgien kann Sympathie für

die polnische Außenpolitik haben. Doch reicht diese zu einem

wirklichen Einfluß auf den Kurs der belgischen Außenpolitik
nicht aus. Wenn Belgien sich an der Politik ein-es anderen
Staates als Frankreich orientiert, dann an derjenigen
En glan ds, nicht aber an derjenigen Polen s. Das
geht auch aus der Stellungnahme des belgischsen Minister-
präsidenten und Außenministers van Zeelansd zu der durch
den französischenWiderstand gegen die deutsche Wehrfreiheits
geschaffenen Lage hervor.

zum 21- Mär-
mcissen clie Sesselsungen füt- clas 2- Vierteljahr ISSS III-is-

csas gostlancsss bei Ihren-I Posten-II- aufgegeben werden.
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Die Abgeordnete P ry sto r, die Frau des ehemaligen
Ministerpräsidentemhat vor kurzem im polnischen Sejm
einen Gesetzentwurf eingebracht, der das V e r b ot d e r

Viehschsächtungen nach dem talmudischen
Ritus in den öffentlichen und privaten Schlachthäusern
Polens vom 1. Januar 1937 an vorsieht. Dieser
Antrag hat die gesamte Judenschaft Polens in gewaltige
Aufregung versetzt und dazu veranlaßt, ihre bewährten
Beziehungen zu ihren Rassegenossen in aller herren Länder
spielen zu lassen, die nun ihrerseits angefangen haben,
ihren Einfluß auf die Presse ihrer Gaststaaten gegen Polen
aufzubieten. Deutschland hat die Frage der rituellen

Schlachtungen durch Gesetz kurz und bündig geregelt. Jn
Deutschland hat diese Frage nur eine hum anitär e Be-

deutung gehabt: Der fadistischen Tierquälerei des Schächtens
hat ein End-e gemacht werden müssen. ,

Jn Polen ist die Schächtfrage zugleich
auch ein wirtschaftliches Problem. Jm ehe-
maligen Russsischpolennehmen die jüdischen Schlächtereine
M o nio pol ste l lun g-.-ein.Die jüdischenRabbiner erheben
für die Genehmigung der rituellen Schlachtungen seit Jahr-
zehnten beträchtlicheGebühren, diebei Rindern gegenwärtig
.10 v..f). des Biehpreises betragen« Der Ertrag fällt den

sjüdischenGemeinden zu und bildet meist deren Haupt-
einnahmequelle Dieser Zustand hat die- En t st e h u n g
eines besonderen Standes von Fleisschgrosk
händlern zur Folge gehabt, die sast durchweg
Juden sind und durch kartellartige Zusammen-
sch l ü f s e die Vieh- und Fleischpreise diktieren. Unter diesen
Umständen wird es verständlich, daß der Bauer für sein
Vieh nur Preise erhält, die nicht oder kaum seine Selbst-.
kosten decken, während der Verbrauchs-er ungerechtfertigt hohe
Preise für das Fleisch bezahlen muß. Der Verdiener ist
der Jude.

Der Abgeordnete Dudzins ki, der im Sejmausschuß
über diese Frage berichtete, stellte an band statistischer
Zahlen u. a.fest, daßdiepolnischeLandwirtschaft
z.B. im Jahre 1932 durch das rituelleSchlachten
mit einer den jüdischen Gemeinden zusließendenS o n d e r -

steuer in höhe von 18 Mill. Zloty belastet
worden ist. Dazu komm-en dann noch die Kosten der

.rituellen Schlachtung Ferner ist zu beachten, daß beim

Schächtendas Fell erheblich beschädigt wird, so
daß dadurch für die polnische Volkswirtschaft jährlich ein

weiterer Verlust von über 10 Mill. Zloty entsteht
und Polen, ein- Agrarland mit reichem Viehbeftand, ge-

zzwungen ist, Felle aus dem Ausland einzuführen. Durch
zdas Schächten geht weiter das Blut der Tiere ganz oder

teilweise verloren, was einen Verlust von etwa
-1 Million Zloty fährt-ichverursacht- Schließlichhaben
die beim Schächten zu beachtenden Vorschriften eine ge-

Zssunde Entwicklung des Fleischhandels in

jPolenverhinderh wodurch nach den Schätzungen von

Sachkennern die polnische Volkswirtschaft jährlich Werte in

Höhe von etwa 70 Mill. Zloty einbüßt. Nach den rituellen

Bestimmungen wird »koscheres« und ,,tr-eifes«
Fleisch unterschieden. »Koscher« sind die Vorderteile; sie
kommen in die jüdischenGeschäfte. Die ,,treifen«Hinterteile
sind für Gois bestimmt. Es liegt auf der hand, daß in den

Orten, in denen mehr Juden als Nichtjuden wohnen — und

solche Orte sind in Polen nicht selten — Schwierigkeiten im

Absatz des ,,treifen« Fleisches entstehen. ,,Koscher«ist das

Fleisch aber nur dann, wenn der Schächter das Messer
vorher gut abgeleckt hat, wenn das Vieh sich nach dem

Stechen nicht mehr gerührt hat, wenn es weder ein Bein

noch eine Rippe gebrochen hat, wenn kein haar in die

Schnittwunde gekommen ist; ,,koscher«ist das Fleisch aber

auch dann, wenn das Vieh an Tuberkulose oder an Milzs
brand erkrankt ist, oder wenn es zwar inmitten des größten
Schmutzes, aber ,,vorschriftsmäßig«zu Tode gequält worden

-ist. Es kommt noch hinzu, daß »koscheres«Fleisch nicht in

Kühlhallen untergebracht werden darf, was die Regelung
der Marktpreise für Fleisch in Polen geradezu ausschließt.
»Die rituelle Schlachtnng«, stellte der Abgeordnete

Dudzinski unter hinweis auf die dadurch verursachte

Sonderbelastung der Landwirtschaftfest, »ist eine der Haupt--
ursachen dafür, daß der polnische Bauer die Zündhölzer aus

Sparsamkeitsgründen in zwei Teile spalten und seine Kar-

toffeln in heringswasser kochen muß.« Der Vertreter des

Landwirtschaftsminifteriums, Jablo-nski, erklärte, daß
das rituelle Schlachten eine der Ursachen der Monopolisie-
rung des Fleischhandels und damit auch der über-mäßigen
Senkung der Tierzuchtpreise sei. Der als wissenschaftlicher
Gutachter herangezogene Prälat Trzeciak wies darauf
hin, daß sich weder im Gesetz Moses, noch im Talmud oder
im Schulchan-Aruch ein Gebot des Schächtens feststellen
lafse. Und die Abgeordnete Prystor erklärte: »Wenn
3 Millionen Juden protestieren, sokönnen 30 Millionen der

nichtjüdischenBevölkerung nicht immer die Partei sein,
welche nachgibt.« Der Vertreter des Kultusministeriums,
Pfarrer Zon gollowicz, aber stellte sich auf den von

den Rsabbinern vertretenen Standpunkt, daß die rituelle

Schlachtung als eine Vorschrift der »jüdischenReligion« zu

gelten habe und ihr-Verbot daher mit der verfassungs-
mäßigen .Gleichberechtigung aller Glaubensbekenntnisse in
-Widerspruch stehe-
« Die allgesmeineStimmung in Polen ist
jganz eindeutig fürdas in dem Gesetze-ni-
wurf P r yst o r. geforderte Verbot der
rituellen Schlachtungen. Und auch innerhalb der
Regierung kann man sich, wie aus der Erklärung des
Vertreters des Landwirtschaftsministeriums hervorgeht, der

Notwendigkeit, dem bisherigen nicht nur kulturell skanda-
lösen, sondern auch wirtschaftlich äußerst schädlichenZustand
ein Ende zu machen, nicht völlig verschließen.Andererseits
aber fürchtet man auf seiten der Regierung unan ge-

nehme Rückwirkungen eines Verbotes aus
die politische und finanzielle Lage Polens.
Die Judenschaft macht mobil. Es hat sich ein

jüdisches ,,Komitee zum Schutze der rituellen Schlachtung«
gebildet. Am 11. März trat in Warschau eine außerordent-
liche Konserenz aller in Polen lebenden Rabbiner und Ober-
rabbiner zusammen. Die jüdischen Senatoren nnd Ab-

geordneten sind von ihren Rassegenossen aufgefordert
worden, für den Fall, daß der Antrag Prystor angenommen
werden sollte, ihre Mandate niederzulegen Außer-dem ist die

Durchführung eines -eintägigen--jüdischenProteststreikes in

ganz Polen geplant. An das polnische Volk ist ein von

900 Rabbinern unterschriebener Aufruf ergangen, in dem
- der Antrag der Abgeordneten Prystor als »ein Anschlag

gegen eines der Fundamente der jüdischen Religion« hin-
gestellt wird. Zugleich ist im Auslande eine von den

- dortigen Juden- inszenierte Aktion gegen Polen im Gange.
«Alles deutet daraus hin, daß die Frage des Schächt-
verbo t-es, die in Deutschland ohne alle Schwierigkeiten
gelöst werden konnte, für Polen eine Art Macht-
probe gegenüber den Juden bedeutet· Eine Nicht-
durchführung des von der gesamten nichtjiidischen Bevölke-
rung Polens gewünschten Schäcktverbotes durch die Re-

gierung würde unter diesen Umständen einer öffentlichen
K apitulation vor den Juden gleichkommen.
«-

..... .. sum .... .. tssmmnttnllil

Das deutsche Volk wird lieber jede Not und Drangsal auf

sich nehmen, als von dein Gebot der Ehre nnd dem Willen zur

Freiheit und Gleichberechtigung abzusteheu. Adolf Hitle r.

Die Deutsche Reichsregirtung schlägt vor, zum Zweck der

Sicherung der Unverschrbarkcit und Unverlctzbarkcit der Grenzen

im Westen einen Nichtangrissspakt zwischen Deutschland, Frank-

.rcich und Belgieu abzuschließen,dessen Dauer sie sbercit ist, auf

225 Jahre zu stricken.

Die Deutsche Reichskegiernng wiederholt ihr Angebot, mit

den im Osten an Deutschland greuzendcn Staaten ähnlich wie mit

Polen Nichtangrisfspattc abzuschtießen.

Aus dein Siiieinorimduin der Reichskegieklmgi
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Die 7;,Legionder Zungen-« geht in Opposition
Schon vor länger als einem Jahre machten sich zwischen

dem Regierungslager und der ,,Legjon Mlodycli«, der

Jugendorganisation dieses Lagers, weitgehende Meinungs-
verschiedenheiten bemerkbar· Die »Legjon Mlodych« wurde
vor einer Reihe von Jahren unter Mitwirkung sührender
Persönlichkeiten des Pilsudskilagers ins Leben gerufen. Sie

war die einzige Jugeiidorganisation dieses Lagers, die es

verstand, mit breiteren Kreisen der polnischen Jugend wirk-

lich in Fühlung zu kommen. Sie war dazu ausersehen, die

Tradition der Ersten Brigade der jüngeren polnischen Gene-
ration zu vermitteln und der organisatorischen Erfassung
der Jugend durch die entsprechenden Organisationen der

oppositionellen Parteien, vor allem der Nationaldemo-

kratischen Partei und der bäuerlicben Volkspartei, entgegen-
zuivirken. Es ist dem Pilsudskilager mit seiner Jugend-
organisation aber ähnlich wie den oppositionellen Parteien
mit den von ihnen ins Leben gerufenen Jugendorgani-
sationen ergangen: Kaum hatten diese Organisationen einige
Bedeutung erlangt, als sie auch«schon g e g e n die alte n

Führerihrer Parteien zu--o·ppon-ieresn sund

eigene Wege zu gehen begannen. Die Jungen
lehnten es ab, sich lediglich als aktiviftische Stoßtrupps der

sAlten benutzen zu lassen. Sie standen zwar der- geschicht-
.lichen Leistung der Alten, die um die staatliche Wieder-
aufrichtung Polens gekämpft hatten, positiv gegenüber; sie
gaben sich aber nicht damit zufrieden, nur die Tradition

dieses abgeschlossenen Kampfes zu pflegen, sondern wandten

sich mehr und mehr eigenen Aufgaben zu, die sie vor allem

auf sozialem G e biete erblickten und zu deren Lösung
iie den alten Parteisührern die Befähigung glaubten ab-

sprechen zu müssen. Jm bäuerlichen Lager wurde
der Bruch der Generationen durch den gleichgerichteten sozialen
Radikalismus der Jungen und Alten vermieden. Jn der

Nationaldemokratischen Partei aber rebel-
lierte die junge Generation, die seinerzeit im ,,Lager des

Großen Pole-n« zusammengeschloffen war, gegen die Füh-

rung der Alten, und ihre aktivsten Elemente schlossen sich im

»Nation-alradikalen Lager« zusammen. Beide Organi-
sationen wurden schließlichverboten. Jm Pilsu d s ki-

lager führte der soziale, vielfach kommunistisch
angehauchte Radikalismus der Jungen zu
scharfen Auseinandersetzungen zwischen der »Le.ej0n
Mlodycli« und dem konservativen Flügel des Lagers. Die

Führer der Jungen versagten der Führung des Pilsudski-
blocks den Gehorsam. Jm vergangenen Jahre wurde der

-«Legion« die bis dahin gewährte Unterstützungaus der

Staatskasse entzogen, und die Mitglieder der Obersten-
gruppe die die ,,Legion« bis dahin gestützt und gefördert
hatte, zogen sich von ihr zurück.Praktisch hörte die »Legion«
schon damals auf, eine Jugendorganisation des Regierungs-
lagers zu fein. Sie begann, sich völlig auf eigene Füße zu
stellen. Jetzt hat der hauptrat der »Legion« den

Auszug aus dem Regierungslager endgültig
vollzogen. Jn einer Erklärung, die der Hauptrat in feinem
Drgan,;dem ,,Nokwe Paiisiwa Pracy«7,veröffentlicht hat, wird
die gegenwärtige- politische Situation Polens, die -von dem

ehemaligen »Unparteilichen Block für die Zusammenarbeit
Hmit der -Regierung«xgeschaferwurde, auf,-schärfsteverurteilt
.und. eine grundlegende Aensd esr ung de r b est eh en-

den Gefellschaftsstruktur Polens "—gefor-
.dert. Dann heißt es: »Der hauptrat stellt fest, daß die

politische Einteilung der polnischen Bolksgemeinschaft in das

,Regierungslager« und das sogenannte ,oppositionelle Lager«
im gegenwärtigen Augenblick nicht mehr aktuell ist, und be-

schließt: Die ,Legion Mlodycli" befindet im

Lager dersozialenpolnischen Linken und ruft
die jung-e polnische Welt der Arbeit zur Konsolidierung auf.«
Damit hat, wie es scheint, der soziale Radikalismus in der

,,Legion« endgültig gesiegt. Ob die ,,-Legion«als ein Stoß-
trupp des Bolschewismus in Polen anzusprechen ist, das
wird sich aus ihrer künftigen Einstellung zur Juden-
f r a g e ergeben.

Chaos an. den politischen Universitäten
Die politischen Zustände an den polnischen Universitäten

und hochschiilen nehmen immer mehr anarchische Formen
an. Die unentschlossene haltung der Universitätsbehörden
ist weder geeignet, die radikal-en antisemitischsen Forderungen

sder rechtsvppofitionellen Studentenschaft zu befriedigen;noch
sdiese Studentenschlast an weiteren Ausschreitungen zu
shindern. So mußte die Warschauer Universität
Tkürzlich wieder ein-mal fiir einige Zeit geschlossen
"werden. Diesmal handelte es sich umdie E r m ä ß i gu n g
Tder Studiengebührem die die Studentenschaft
sdurch einen allgem-einen Z a h l u n g s st r ei k zu erzwingen
Tversuchte An Stelle der a l l g em e i n en Gebührensenkung
hatte die Regierung die Ermäßigung der Gebühren auf
Grund besonderer Anträge im E i nzelfalle vorgesehen,
wobei die Prüfung der Anträge nicht von der studentischen
Selbstverwaltungskörperschaft, der ,,Bratnia P0m0c«, sondern
von einer eigens zu diesem Zweck von der Regierung ge-
bildeten Stelle durchgeführt werden sollte. Mit dieser
Regelung gab sich die Studentenschaft jedoch nicht zufrieden.
Unter nationaldemokratischem Druck erklärte die ,,Bi-ain«ja
Pomoc«, daß die Studentenschsaft gegen alle, die solche Er-

mäßigungsanträge stellen und den Zahlungsstreik brechen
würden, eine B o y k o t t a k t i o n durchführen werde.

Diese Drohung wurde auch sofort verwirklicht. Jm Uni-
versitätsgebäude kam es zu neuen S ch l ä g e r e i e n ; es

wurden G a s b o m b e n geworfen und Fensterscheiben ein-

geschlagen. Auch in der Jahresversammlung der

«Bi-atiija.»Pomoc« gerieten die oppositionellen und die.

regierungsfreundlichen Studenten ein-ander in die haare
DerVorstand wurde von, seinen nationaldemokratischen
Kommilitonen mit-faulen Eiern beworfen. Die

Iegierungsfreundlichen Studenten räumten schließlich das

Feld, und unter dem stürmifchen Beifall der Zurückgeblie-
beneii wurde schließlichder von den Rationaldemokraten
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«I4 Studenten verhaftet

gestellte Antrag auf Einführungdes Ari«er-

paragrapheninder»BrainiaPomoc«genehmigt.
"Der Beschluß bedarf, um Rechtskraft zu erhalten, allerdings
noch der Bestätigungdurch die Universitätsbehörden,die

schwerlicherteilt werden dürfte; WegenBeteikigung an den

erwähnten Ausschreitungen im Universitätsgebäudewurden

Die meist regierungsfeindliche Studentenschaftdesr
IWarschauer Technischen hochschute hat sich dem
A(’-)ahlungsstreikder . Universitätsstudenten angeschlossen. Am
18«. März beschloß die Vertretung-der- Studenten, das
Gebäude der hochschule zu bsesetzenund den Lehrbetrieb zu
verhindern. Die Juden wurden aufgefordert, das Gebäude
binnen 15 Minuten zu verlassen; die Eingänge wurden

besetzt, und etwa 3500 Studenten ließen sich häuslich in ihrer
hochschule nie-der. Polizei mit Panzerwagen und
W as s e r s p r i tz e n umstellte das Gebäude Die belagerten

Studenten hängten zu den Fenstern des von ihnen besetzten
Gebäudes Transparente heraus, in denen die Bevölkerung

aufgefordert wurde, sie mit Lebensmitteln zu versehen. Den
mit den Streikenden Sympsathisierenden, die dieser Auf-
forderung nachkommen wollten, wurde jedoch von der

Polizei der Zugang zur hochschule verwehrt. Die an der

vHochschule vorbeifahrenden Straßenbahnziigelwurden von

Polizeibeamten begleitet, um das Abwerfen von Lebens-

niittelpaketen durch die Fahrgäste zu verhindern. Darauf
erschienen über der hochschule zwei Flugzeuge des

Warschauer Aeroklubs,. die an Fallschirmen befestigte
Lebensmittelpakete über der hochschule abwarfe-n. Die Un-

ruhen griffen schließlichauch auf die Warschauer Lan d-
··wirtsi«haft,liche hochschule und die Hochschule
für politisch-e Wissenschaften über. Die dort

studieren-den Juden wurden verprügelt und auf. die-Straße
gejagt. Daraufhin mußte auch.an.diesen beiden hochschulen.
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der Leshrbetrieb eingestellt werden. Die Studenten der Uni-

versität bildeten Demonstr.ationszüge, die gegen
die Polizeisperre zur Technischen hochschule durchzudringen
versuchten Die Zusammenstöße der Demonstranten hielten
den ganzen 10. März iiber an. Polizei zu Fuß und zu
Pferde suchte immer wieder die Studenten auseinander zu
treiben. Sie wurde von diesen mit Tränengas-
b o m b e n empfangen.

Die halbamtliche Agentur »Iskra« nahm in einem un-

gewöhnlich scharf gehaltenen Artikel zu den Ereignissen
Stellung. Die endekische hetze, heißt es da, dürfe nicht
länger bagatellisiert werdens sie könne gefährlich werden.
.-Die Regierung miisse ein für allemal den inneren Verrat
mit der Wurzel ausreißen. sDie "Anarchie, die in

Polen einreiße, dürfe auf keinen Fall
länger geduldet werden. Die Nationaldemo-
·kr-ati-e habe überhaupt kein Recht, die Macht in Polen für
sich zu verlangen.- Jn der antisemitischen Frage treibe fie
ein falsch-es Spiel. Jnden Jahren, in denen sie

Die Srrtiimer
·

des
, DerlitauischeVerkehrsminister Stanik
jsch au s k i s. hielt vor kurzem inTKauen vor einer-Abteilung
ilitauischersSchützen einen Vortrag, in dem- er über die

litauischse Mem-elpolitik"folgendes aussührte: ». . . Bisher
hat sich auch der andere herzenswunsch unserer Nation,

die Verschmelzung des Memelgebietes mit
G r o ß l it a u e n , nicht erfüllt. Dort wird schon seit 1923

ein harter Kampf-des Litauertums gegen
d as D eutschtum gefüh·rt.- Wir dürfen nicht verzagen,
wenn der Kampf langsam fortschreitet und die Erfolge nicht
so groß sind, wie wir es wünschen. Der G e r m a n is m u s

hat dort seit 500 Jahren seine verderbliche (!) Arbeit getan.
Darum können wir nicht erwarten, daß es möglich ist, in
13 Jahren die Bemühungen von Jahrhunderten mühelos zu
zerbrechen. Dazu gehören mehr als 13 Jahre. D e r

Kampf um die Erweckung des National-

bewußtseins im Memelgebiet wird ununter-

brochen und systematisch geführt. Jn diesem Kampf gibt es

auch unvermeidliche Wink.elzüge. Wenn sich die

politische Lag-e ändert, wird es auch notwendig sein, die
Taktik zu ändern. Wie die-Befreiung Wilnas, so erfordert
auch die Wiederlitauisierung des Memelgebietes nicht nur
einen

»

gesunden Dptimismus, sondern auch unermüdliche
systematische Arbeit. Wir müssen uns bemühen, d i e

JUnterschiede in der materiellenKultur zu
Jv e rw i s ch e n, die die Litauer (?) des Memelgebietes von

jden Großlitauern trennen. Das ist eine dersnotwendigsten
«"Voraussetzungenfür die Gewinnung des Kampfes.«

Zu dieser Rede ließe sich verschiedenes sagen: Zunächst.
zist es notwen-dig,»daraufhinzuweisen,—daß es angesichts der

tatsächlichen Struktur der das Gebiet des derzeitigen
litauischen Staates bewohnenden Bevölkerung sch le cht
möglich ist, von einer »litauischen Nation« zu
spr echen. Bis die Bewohner dieses Gebietes, soweit sie
weder Deutsche, noch Pol-en oder Juden sind," einmal so weit
sein werden, daß man sie als »Nation« ansprechen kann,
wird noch viel Wasser die Memel hinunterfließen müssen.
Der litauische Minister tut so, als ob die memelländische
Bevölkerung überhaupt kein N a t i o n a l b e w u ß t se i n

besäße. Wenn er sich dort einmal umsehen wollte, würde er

sehr bald dahinterkommen, daß diese Bevölkerung von

einem sehr scharf ausgeprägten Nation-al-

bewußtsein erfüllt ist, «-— allerdings vvon einem
deutlich ausgeprägten d e u t s ch e n Nationalbewußtfein.

Haßdittatur gesenktsptvird..

geworden.

eindeutige und energischeMaßnahmen zu ergreifen.
bisherige zögernde haltung ist nicht dazu angetan, das

inaktive

Schluß-ziehen zu können, daß sie seinesgleichen sei,«
-diese Gruppe der Memelländer seine derartige Schlußfolge-

selbst am Ruder gewesen sei, habe sie nie-
mals-daran gedacht, die Judenfrage prak-
tisch a u fz u r o llen ; wenn sie das heute zu tun versuche,
so nur« um der Regierung Schwierigkeiten zu bereiten und
die Ruhe und Ordnung im Lande zu stören.

Die Warschauer Studentenschaft möchte es auf eine Macht-
p r o b e ankommen lassen. Die Zustände an den polnischen
Universitäten und Hochschulen sind nachgerade unhaltbar

An einen geordneten Lehrbetrieb
ist schon lange nicht mehr zu denken. Die Re-
gierung wird sich über kurz oder lang entschließen müssen-

Jhre

wachsende Chaos zu meistern. Ruhe wird wohl erst dann
wieder an den polnischen akademischen Lehranstalten ein-

kehren,·wenn die von der überwiegenden Zahl der Studen-

ten geforderten Maßnahmen gegen die Ber-

Judung des polnischen hochschullebens durch-
geführt werden«

Verkehrswiniiters
Es ist eine ebenso beliebt-e wie falsche Methode der Liftayetz
Edie Fehlschläge ihrer Bemühungen im Memelgebiet mit dem

-

Lsog-.-»G-e rm an ismu s« zu-erklären, der angeblich Jahr-
hunderte hindurch damit beschäftigt gewesen sein soll; das

litauische Bolkstum des Gebietes zu unterdrücken. Es darf
hierzu wohl bemerkt werden, daß die Stärkun g un d

Vertiefung des deutschen Nationalbewußt"-
seins in kaum einem anderen Abschnitt der Geschichte so
rasche Fortschritte gemacht hat, wie in den drei-

z e h n J a h r e n , die das Gebiet nunmehr unter litauischer
herrschaft steht, — nicht trotzdem, sondern gerade w e il es

unter dieser herrschaft steht. Denn, wenn es vorher im

Memelgesbiet noch eine Gruppe von Menschen gegeben hat,
sdie an der Pflege und-Betätigung des deutschen«National-
bewußtseins keinen aktiven Anteil genommen hat- so hat sich
das in dem Maße geändert, in dem diese früh-er national

Gruppe Gelegenheit hatte, den Personenkreis
kennen zu lernen, der da glaubte, aus ihrer Jnaktivitätälgenlei

rung als eine beleidigende Zumutung empfand-
schloß sie sich den Reihen der aktiven Kämpfer des deutschen
Nationalbewußtseins an. Was der Berlehrsmiuister über

die litauischen Methoden zu sagen hat, ist recht interessant.
zWenn ·er

-

von; »unverme·idlichen-W i n k e l zii g e n« ge-
sprochen hat, so hat er damit nur den schlechten Eindruck

-bestätigt,-den die Welt ohnehin von der-litauischen Memel-
-pol«itikhat. Und wenn er von der e r w i s ch u n g d e r
Unterschiede-in der materiellen Kultur« ge-
sprochen-hat, so—hater- damit die hauptwafse gekennzeichnet,
deren sich Litausen gegenüber den Memelländern bedient:
Die gewaltsame herabdrückung des hohen
sozialen und kulturellen Niveaus dieses Ge-
bietes auf den traurigen Tiefstand Scha-
maitens. Jn dies-er hinsicht kann die litauische An-
gleichungspolitik tatsächlich Fortschritte verzeichnen. Daß

diese Fortschritte für Litauen unter der memelländiscben
Bevölkerung irgendwie im Sinn-e der von Kauen erstrebten
sog. ,,Wie-derlitauisierung«geworden hätten, kann man aller-
dings nicht behaupten» Es fehlt Litauen nicht nur in

Hkultureller, sondern auch in wirtschaftlicher Beziehung jede
Werbekraft, die in einem solchen Sinne zu wirken vermöchte.

Jeschroffer die äußere Bindung an Litauen

«ist,umsogrößeristdieEntfremdungvonihm.

Sch« bin Deutscher. Seh liebe mein Volk und ich hänge an ihm. Seh weiß, daß es nur dann

glücklich sein kann, wenn ihm das Leben nach feinem Wesen und feiner Art möglich ist. Sch
will nicht, daß über das deutsche Volk- das nicht nur-weinen, sondern auch durch fein ganzes
Leben hindurch immer herzlich lachen konnte, das Grauen der tommuniftischen internationalen

«

Adolf Gitter

er



Jn dem M e m o r a n d u m , das die Reichsregierung
am 7. März den Signatarmächten des Locarnopaktes über-

reicht hat, heißt es in Punkt 6 der Friedensvorschläge: »Die
Deutsche Reichsregierung wiederholt ihr Angebot, mit den
im Osten an Deutschland grenzenden Staaten ähnlich wie

mit Polen Nichtangriffspakte abzuschließen.Da die litauische
Regierung in den letzten Monaten ihre Stellung dem

Meinelgebiet gegenüber einer gewisse-n Korrektur unter-

zogen hat, nimmt die Deutsche Reichsregierung die Litauen

betreffende Ausnahme, die sie einst machen mußte, zurück
und erklärt sich unter der Voraussetzung
eines wirksamen Ausbaues der ga.rantier-
ten Autonomie des Memelgebietes bereit,
auch mit Litauen einen solchen Nicht-
angrisfspakt zu unterzeichnen.«

In ihren früheren Erklärungen haben der Führer und
andere Mitglieder der Reichsregierung wiederholt darauf
hingewiesen-daß die Einstellung des Reiches zu Litauen in

entscheidendem Maße davon abhängt, wie sich die litauische
Regierung gegenüber -der garantierten Autonomie des

Mcmelgebietes verhält- Dieser grundsätzlicheStandpunkt
der Reichsregierung hat sich auchsetzt nicht geändert. Auch
«in dem erwähnten Satz des Membrandums wird die Abs-

hängigkeit des deutsch-lit-auischen -Ver--

hältnissess vom litauisch-m-emelländischen
Verhältnisnoch einmal ausdrücklich betont.
Das Angebot des Nichtangrissspaktes geht von der Voraus-

setzung eines wirksamen Ausbaues der memelländischen
Autonomiererhte aus. Man kann nun beim besten Willen

nicht behaupten, daß die bisher bestehen-de Regelung aus-

gereicht hat, das Memelgebiet vor litauischen Uebergriffen
zu schützen.’Es wäre also notwendig, einen wirksameren
Schutz der memelländischen Rechte zu schaffen. Es wird die

Ausgabe deutsch-litauischer Verhandlungen sein, geeignetere
Methoden zu finden. Der Führer hat in seinem J n te r -

vie w mit Wa r d P r i c e darauf hingewiesen, daß
»Deutsehlandsich sicherlich nur freuen würde, wenn z. B.
eine andere Macht —- sagen wir England —- als un-

p a r t e i i s ch e r M a k l e r praktische Vorschläge zur Lösung
dieser Fragen machen wiirde«.

Eines kann in dieser Beziehung wohl schon setzt
festgestellt werden, d aß nämlich nicht nu r der Ab-

schluß, sondern auch der Fortbestand eines

Nichtangriffspaktes von dem einwand-

freien Verhalten Litauens gegenüber dem

Memelland abhängig gemacht werden muß,
d. h. daß ein Nichtangriffspakt nur so lange in Kraft bleiben
kann, wie Litauen sich an die in bezug auf dasMemelland

geltenden Schutzbestimmungen hält. Ein solch-erPakt kann

für Litauen kein Freibrief sein, die memelsläudischen
Autonomierechte zu schmälern

Inzwischen haben in Berlin die bereits angekündigten
-Wirtsch-asftsverhandlun gen mit Litauen
-b e g o n ne n; Als deren Grundlage soll der deutsch-
-litauische handelsvertrag von 1928 dienen, der den Erforder-
-nissen der Gegenwart angepaßt-werden soll. Weiter heißt es,

daß zwischen deutschen und litauischen Regierungsvertretern
auch Unterhaltungen über die Befriedung
der öffentlichen Meinungsbildung in den

beiden Ländern angeknüpft worden sind.

Ostland-Chronik
Lilauisch bedeutet landfkeuid

Zu dem Ergebnis der Kreistagswahlen in
den drei Landkreisen des Memelgebietes, über das an dieser
Stelle bereits berichtet wurde, sind noch einige interessante
Einzelheiten mitzuteilen Im L a n d k r e i s M e m e l , zu
dem die Stadt Memel nicht gehört, wurden 14 Deutsche und
6.Litauer gewählt. Von den litauischien Kreistagsabgeord-
neten sind vier als Vertreter der litauisrhen Arbeiter
un d B e a m te n und nur zwei als Vertreter der litauischen
L a n d w i r te gewählt worden. Der Landkreis Memel

trägt durchaus ländlichen Charakter und hat bei früheren
Kreistagswahlen auch kaum jemals Angehörige nichtland-
wirtschaftlicher Berufe gewählt. Daß jetzt auf litauischezr
Seite nur zwei Landwirten vier Angehörige anderer Berufe
gegenüberstehen erklärt sich aus der starken Z u w a n de -

rung litauischer Arbeiter und Beamten

während der letzten Jahre. Weiter ist zu beachten, daß mit

Hilfe der litauischen Banken im Landkreis Mem-U bereits
eine größere Zahl litauischer Landwirte
a n gesetzt worden ist, die dort bereits ein-e Bodenfläche
von etwa 12 000 Morgen besitzt. Auch bei diesen
handelt es sich durchweg um Elemente, die von jenseits der
alten russischen Grenze herangezogen worden sind.
»Im Kreise heydekrug hat sich die litauische Zu-

wanderung bisher noch amwenigsten bemerkbar gemacht.
hier haben 7 verbundene litauischse Listen drei Abgeordnete,
und zwar zwei Landwirte und einen Kaufmann, und
2 andere verbundene litauische Listen einen Arbeiter-

pertreter erhalten. Anders liegen die Verhältnisse wieder
im K reise Po g e g en. hier werden vor allem in den

Grenzorten Pogegen und Uebermemel bei der Eisen-
bahn-. Post- und Zollverwaltung fast aus-

schließlich Personen beschäftigt,die aus Inner-

litanen herbeigeschafft worden sind. Daher
's entspricht das Wahlergebnis hier auch demjenigen im Land-
,--kr-eiie Mel-net Unter den vier gewählten litauischen Ab-

geordneten befinden sich zwei P o st b e a m t e , ein Eisen -

bahnbeamter und nur ein Landwirt. Und dieser
—Landwirtist auch nur durch vier verbundeneslitauifche Listen

in den Kreistag gelangt,.während die beiden meinelländ«isch-
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hinweisen müssen . . .

deutschen Listen dieses Kreises nicht weniger als 17 Kreis-

tagsabgeordnete erhalten haben. Aus dem Gesagt-en ergibt
sich, daß das alteinheimische Element des Memelgebietes sich
von den litauischen Listen, die es früher zum Teil gewählt
hat, so gut wie ganz abgewandt hat. Die Wähler dieser

Listen setzen sich fast ausschließlich aus zugewanderten land-'
fremden Elementen zusammen-

Benachleiligung der Tarnorvilzer Deutschen
In der Tarnowitzer Stadtverordnieten-

sitzun g vom 27. Februar erhob der Stadtverordnete

K l o s e im Namen der Deutschen Fraktion Einspruch gegen
sdie systematischeBenachteiligung -der.deut-

zschen Bevölkerung durch die städtischen Be-

h d«rd en : ,,. . . Es ist leider nicht das erste Mal, daß wir

auf derartige Erscheinungen, in denen wir eine Benach--
teiligungder Angehörigen der deutschen Minderheit sehen,

Unsere an die letzte Erklärung
gekniipfte hoffnung, daß in Zukunft alle Maßnahmen der

Stadtverwaltung vom Geist-e des Recht-es und der Gerechtig-
keit getragen sein würden, hat sich leider nicht erfüllt. Denn

in der Zwischenzeit haben wir wieder eine Reihe peinlicher
Feststellungen machen müssen . . . Jm Dezember 1934 und

1935 sind seitens des Magiftrats über 3000 Zloty zur An -

schasfung von Schuhen für arme Kinder be-

reitgestellt worden. Wir müssen feststellen, daß die

Kinder deutscher Eltern in keiner Weise
b ed acht worden sind, obwohl einige von ihnen nicht ein-

mal die Schule besuchen können, da sie keine Schuhe haben
-. . . Eine weitere Benachteiligung der deutschen Kinder
erblicken wir darin, daß ihnen mit Beginn des laufenden
Schnlsahres die bis dahin täglich verabfolgte
Milch entzogen wurde. Erst nach Wochen, nachdem
der Vorsitzende der Minderheitsschulkommission wiederholt
vorstellig geworden war, sind der Minderheitsschule für
über 400 Kinder täglich acht Liter Milchszur
Verfügung gestellt worden, so daß nur 32"Kinder täglich
einen Viertelliter erhalten und die anderen leer« ausgehen

. . . Es mußte auch wiederholt festgestellt werd-en, daß
deutschen Arbeitslosen, die infolge der Wirt-

schaftskrise unverschuldet irr-Not und Elend geraten sind,



ihre Mitgliedschaft bei- deutschen kulture -

len Vereinen vorgehalten worden ist und sie mit

Unterstützungsgsesuchenan diese verwiesen word-en sind.
Darüber hinaus sind deutsche Arbeitslose, die beim städti-
schen Arbeitsamt um Arbeitsbescheinigungen
vorsprachen, wenn sie Aussicht hatten, eine Stellung zu
erhalten, abgelehnt worden, weil sie keiner pol-
nischen Organisation angehörten oder weil

ihre Kinder die Minderheitsschule besuchten. »Auf diese
Weise sinid viele Arbeitsstellen für Mitglie-
der der deutschen Minderheit verloren

g e g an g en. Jn diesen Fällen hat die unterschiedliche
Behandlung besonders bittere Gefühle bei den Betroffenen

»

und allen denen ausgelöst, die sich noch ein herz für die Not
und das große Elend unsererZeit bewahrt haben . . ."Für
alle- diese Vorgänge trägt zweifellos der herr Bürger-
meister die Verantwortung. Doch scheint es uns, als wenn

sein Wirken von hinter ihm stehenden Kräften beeinflußt
wird, die ihn an der Erfüllung seiner bei der Amtsüber-

nahme übernommenen Verpflichtung, allen Bürgern ohne
Ausnahme gerecht zu werden, hindern.«

Der große Unbekannte
·

Zeit der handlung: Sonnabend, der 7. März, mittags
1 Uhr. Ort der handlung: Das Treppenhaus des Verlags-
gebäudes der »Polska Zachodnja«, des mit Recht so beliebten
Blattes des Wojewoden Grazynski. Darsteller: Jan K oz-
m i n s k i ,

26 Jahre alt, wohnhast in Bendzin, Mitglied der

(inzwischen teilweise aufgelösten) Nationaldemokratischen
Partei. Grund der Aufregung: Eine D y n a m it b o m b e,
mit deren hilfe besagter Kozminski die Wände beschädigt,
den Fußboden ausgerissen und die Fensterscheiiben klein-

gemacht hat. Ausklang auf der Polizeiwache: Ein Un-

bekannter soll Kozminski den Auftrag
gegeben haben, das gefährliche Ei in das

erwähnte Nest zu legen. Nachspiel: Von der

Polizei sind bald nach dem Dynamsitanschlag verschiedene
Personen, die sich in der Nähe des Gebäudes befanden, fest-
genommen worden, darunter auch ein gewiss-er Erich
Schiga, der sich bei der Vernehmung als Deutscher be-

kannte und einige Ehemikalien bei sich trug. Woraus die

»Polska Zachodnia« mit großer Fixigkeit und wenig Logik
den Schluß zog, daß irgendeine geheimnisvolle, von ihrem
Scharfblick leid-er noch nicht enträtselte Verbindung zwischen
dem Attentäter und — den Deutschen bestehen müsse-
Kommentar: Schiga ist Drogist; bei den Ehemikalien hat es

sich um Lignsosit und Ammonit gehandelt; Schiga ist an der

Sache völlig unbeteiligt geweseni Das hat die ,,Polska
Zachodnia« auch ein wenig kleinlaut später zugeben müssen.
Die Polizei hat verschiedene Mitglieder der Na-«
tionalsdemokratischen Partei, die im Verdacht
der Mithilfe bei dem Anschlag stehen, festgenommen.
Der große Unbekannte, an· dem das Blatt des Wojewoden
schon die deutschen Konturen zu erkennen meinte, hat sich in
eitel Dunst aufgelöst. An sich eine nebensächlicheAngelegen-
heit, aber immerhin sür die Geistesrichtung dieses Blattes

bezeichnend genug, um nicht übersehen zu werden.

»Ein interessantes Manuskript Przybyszewskis
Jn der polnischen Literaturzeitschrist ,,Wiad0mosci

Literackie« wurde kürzlich ein äußerst interessantes, b i s h e r

tin-bekanntes Manuskript des polnischen
Dichters Stanislaw Przybyszewski veröffent-
licht, das der Vergessenheit entrissen zu werden ver-dient.

Przybyszewski hat damit noch im Grabe dem »Kurjek Poe-

nanski« Kummer bereitet, der denn auch in einem scharf
gehaltenen Artikel einen dicken Trennungsstrich zwischen sich
und diesem seinem Landsmann zieht. Das ist begreiflich,
wenn man die Worte Przybyszewskis liest: »Währensddieser
zehn Jahre seit meinem 20. Lebensjahr, die ich an der
Berliner Universität verbrachte, riß sogar die Verbindung
mit meiner engeren heim-at Großpolen (Posen); schließlich
hatte die Germanisierung dort solche Fort-
schritte gemacht, daß sich sogar die Polen
untereinander der deutschen Sprache be-

dienten. Und- das ist keine Uebertreibung — vielleicht
könnten es die dortigen Bewohner bestreiten — es unterliegt
aber nicht dem geringsten Zweifel. Wäre der Welt-

.-ieg---a-·p . .. ,,- .,

Großpolen vollkommen germanisiert ge-
w e sen. Es gibt keinen Volksstamm in Polen, auf den sich
in so hohem Maße der Ausspruch beziehen ließe: ,Ubi bene,
jbi patria« (,Wo es mir gut geht« da ist mein Vaterland««),
als gerade auf das polnische Volk in Großpolen . . . Kl.-r
warum diese Dinge jetzt aufrollen, die man so gern vergessen
möchte, obwohl Posen und Pommerellen
gern an die preußischen Zeiten zurück-
denken und sehnsüchtigen Blickes nach
drüben schauen . . . Achl Und mit welcher Sehnsucht
denken Posen und Pommerellen bis heut-e an die preußische
Drdnungl Und mit welchem hsaß schauen sie doch auf das

bettelarme Klein- und Mittelpolen, diesen Sitz des polnischen
Bolschewismus!« Man kann es verstehen, daß die Leit-

gebers nach der Lektüre dieser Sätze nach einem kleinen

Stärkungsmittel verlangen.

Uebersall auf eine deutsche Frau
Jn F r i e d e n s h ü t t e ereignete sich am 2. März ein

bezeichnender Vorfall. Jn den Mittagsstunden kam ein

jung-er Mann in -die Wohnung der deutschen Witwe

P olo czek und erkundigte sich nach deren Sohn. Nachdem
er von der Frau, die in dem Fremden einen Freund ihres
Sohn-es vermutete, erfahren hatte, daß dieser sich nicht in der
Nähe befand, stürzte er sich mit dem polnischen Schlachtruf
,,Verfluchter hitleri Verfluchter Gren37
schutz i« auf die wehrlose und völlig überraschteFrau und

versetzte ihr zwei wuchtige Faustschläge ins

G esicht. Als Frau Poloczek wieder zu sich kam, war der

Pole verschwunden. Die Frau, die der deutschen Volks-

gruppe angehört, ist schon mehrfach angepöbelt
und mißhand elt worden. Jn letzter Zeit ist ihr auch
ein Brief ins haus geschickt worden, der die Unterschrift
»Die Mordkommission« trug und Drohungen gegen sie und

ihren Sohn enthielt.
Ukrainer statt Ruthenen ,

Es hat zu den immer wiederholten Forderungen der
Ukrainer in Polen gehört, daß die im polnischen Amts-

gebrauch übliche und vorgeschriebene B e z e ich n u n g d e r

Ukrainer als ,,Nu-th·enen« abgeschafft wird.

Von polnischer Seite ist- von jeher für die in Galizien
wohnenden Ukrainer diese früher auch bei der österreichischen
Verwaltung übliche-Bezeichnungangewandt worden, in der

Absicht, durch die Verschiedenartigkeit der Bezeichnungen die

galizischen als ein von den übrigen Ukrainern zu unter-

scheidendes Volkstum erscheinen zu lassen. Nunmehr hct der

polnische Jnnenminister in einem an die Wojewoden
und den Regierungskommissar der Stadt War-schau gerichk
teten Schreiben festgestellt, daß die im Gesetz vom 21. Juli
1924 über die Staatssprache gebrauchte Bezeichnung
»ruthenisch« sich auf den Teil der Bevölkerung bezieht,
der seine Nationalität und Sprache als ,,ukrainisch« be-
zeichnet, und daß der Gebrauch der Bezeichnung
-,,ukrainisch« mit dem Geist des erwähnten
Gesetzes nicht in Widerspruch steht und keinen

Anlaß zsu Beschränkungen oder- Erschwerungen geben soll-
Damit ist also die Bezeichnung ,,ukrainisch« amt-v
lich a n e r k a n n t worden. Jedoch ist die diesbezügliche
Forderung der Ukrainer durch dieses Rundschreiben noch
nicht erfüllt. Denn dieses erlaubt es wohl dem Ukrainer, sich
als »ukrainisch« zu bezeichnen; es enthält jedoch keine

Verpflichtung für die Behörden, diese Be-

zeichnung gleichfalls anzuwenden.
Die Sowjets wollen nicht zahlen

Jm Zusammenhang mit den Diskussionen der polnischen
Presse über die in Deutschland eingefrorenen polnischen
Forderungen aus dem Durchgangsverkehr erinnerte die

,,Gazeta Polska« kürzlich daran, daß si ch d i e S o w e t -

regierung seit 14 Jahren mit desr Zahlung
von 140 Millionen Zloty, die sie auf Grund des

Rigaer Friedensvertrages Polen schuldet, im Rückstan d

befindet. Andere polnische Blätter schlossen sich der Meinung
der «Cazeta Polska« an, daß es nun endlich an der Zeit·iet-

dasz die Sowjetregierung an eine Begleichung diese-V
Schulden denke. Die Moskauer Antwort, die auf diese
Mahnung erfolgte, war fiir Polen wenig erfreulich. Die
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,,1swiestija« wies die polnischen Ansprüche in
höhnischem Tone als unbegründet zurück. Es

treffe zwar zu, daß die Sowjetregierung sich im Rigaer
Vertrage verpflichtet habe, 30 Millionen Goldrubel in bar
als Ersatz für die in der russischen Industrie
angelegten polnischen Kapitalien an Polen
zu zahlen. Diese polnischen Forderungen seien aber schon
längst hinfällig geworden; denn »die R a u b z ü g e

weißgardistischer Banden in Weißrußland
un d d e r U k r a i n e«, die Polen in Verletzung des
Artikels 5 des Rigaer Vertrages geduldet unsd unterstützt
habe, hätten die Sowjetunion um 80 Millionen
Goldrubel geschädigt. Das Moskauer Blatt stützt
sich dabei auf ,,eine seinerzeit vorgenommene Schätzung der

Sowietregierung« und gelangt zuder Feststellung, daß es

sich auf polnischer Seite um Ansprüchehandle, »die von uns

abgelehnt werden, und denen unsere eigenen, auf einem
internationalen Vertrag beruhenden Forderungen ent-

g—egenstehen«.

Ein Slowake — tschechischerGesandker in Warschau
Fast ein Jahr lang war der tschechischeGesandtenposten

insWarschau verwaist. Ende Februar endlich überreichte der
neu-e Gesandte der Tschechei. Dr. J urai Sla w ikf, dem

polnischen Staatspräsidenten sein Beglaubigungsschreiben.
Slawik verfehlte .in seiner Anspruch-e nicht, darauf hinzu-
weisen, daß er slowakischer Abstammung sei, und

daß
,

diese Tatsache ihm das polnische Volk stets als
B r u d e r v o l k habe erscheinen lassen.

"

Er erklärte weiter,
daß er und seine. (flowakischen?) Landsleute das polnische
Streben nach Freiheit und Unabhängigkeitstets zu schätzen
gewußt hätten und nicht glauben könnten, d a ß d a s fr e i e

und geeinte Polen für die Freiheitund Ein-

heit der Tschechoslowakeinicht volles Ver-

ständnis aufbringen könne« Er wisse, daß es

zwischen Polen und der Tfchechei P ro b l eme gebe, deren

Lösung man sich in Prag anders als in

Warschau vorftelle. Aber er glaube, daß auch diese
Probleme zur Zufriedenheit gelöst werden könnten. Kürzer
und. zurückhaltender als die Ansprache Slawiks war die
Antwort des polnischen Staatspräsiden-
te n , der der hoffnung Ausdruck gab, daß ein tiefe r e s

Studium der polnischen Außenpolitik von

tsch e ch i sch e r S e ite das Verständnis zwischen Polen
und der Tschechei vertiefen könne, und die Worte des

Obersten Beck wiederholte, daß nämlich se d e s Z e ich e n

d es g uten Willens, das dsie Tschechei geben werde,
von der polnischen Regierung und der polnischen Oeffent-
lichkeit wohlwollend aufgenommen werden würde. — Die

Absicht der Prager Regierung, durch die Entsendung eines

Slowaken auf den Warschauer Gefandtenposten aus d er

slowakenfreundlichen Stimmung Polens
Vorteile für ihre Außenpolitik zu ziehen,
ist unverkennbar. Aber es ist anzunehmen, daß man in

Polen einen Unterschied zwischen einem volkstreuen
Slowaken und eine-m flowakischen handlunger der

tschechifchen Politik zu machen wissen wird.

Die Aus- und RückwandernngPolens 1935
Nach den Angaben des Warschauer Statistischen haupt-

amtes find im vergangenen Jahre 53 790 Personen aus

Polen ausgewandert und fast ebenso viele, nämlich 53 431

Auswanderer, nach Polen zurückgekehrtDie Zahl der Aus-
wanderer und der Rückwanderer verteilt sich auf die ein-

zelnen Länder wie folgt:
nach bzw. ans Auswanderer Rückwanderer

Frankreich 1 358 35 451

Deutschland 1 029 221

Lettland 16 114 15 310

übrig. Europa 666 702

Vereinigtse Staaten 1 210 229

Kanada 1 408 521

Argentinien .3 619 486

Brasilien 1 314 s42

Uruguay 343 24

übrig. Amerika 176 —

Palästina 24 758 298

andere Länder 210 -206
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Demnach war dje polnische Auswanderung im
vergangenen Jahre in der hauptsache n a ch üb er-

seeischen Ländern gerichtet, während die Rück-

wanderer in der Ueberzahl aus europäischen
L ci n de r n nach Polen zurückkehrten. Unter den Ländern,
die polnische Rückwanderer entließen, steht Frankreich
aus den bekannten Gründen weitaus an erster Stelle. Da-

egen ist P alä st i n a dasjenige Land, das die meisten
uswanderer aus Polen (Juden) aufnahm. Eine erhebliche

Bedeutung nahm in der polnischen Wanderungsbewegung
L et tl a n d ein; bei den Aus- und Rückwanderern handelte
es sich in diesem Falle fast durchweg um Saiso n-

arbe iter, zu deren hereinnahme die an Arbeitskräften
arme lettländischeLandwirtschaft gezwungen ist. Bei den
aus Polen nach D e utfch la n d auswandernden Personen
handelte es sich vorwiegend wohl um deutsche Staats- bzw.
Volksang-ehörige,die aus irgendwelchen Gründen zum Ver-
lassen des Landes gezwungen waren. Unter den über-

seeischen Ländern stehen (von Palästina abgesehen)- die

lateinamerikanischen Staaten Argentinien,
Brasilien und Uruguay an erster Stelle, während die n o r d-

amerikanifchen Länder, in denen slawische Zu-
wanderernicht gern gefehen wer-den,·als Wanderungsziele
für Auswanderer aus Polen nur in geringem Maße in

Frage kommen. Aus dem Vergleich der Aus- und«Rürk-

wanderungsziffern geht hervor, daß es sich bei der polnischen
Auswanderung in europäischeLänder ganz überwiegendum

Z e itwanderung, bei der Auswanderung in außereuro-
päische Länder dagegen vorwiegend um D a ue rwande-

rung handelt.

,,Niebezoieezenstwo zydowslcie«

Die Tatsache, daß es in Polen nicht nur ein auf weite

Sicht gesehen ungemein kompliziert zu lösendes Juden-
problem gibt, sondern daß in weiten polnischen Kreisen der
Gedanke einer akuten Judengefahr lebendig geworden ist,
muß als wichtig und interessant festgestellt werden. Es ist
auch nicht mehr so, daß der Antisemitismus aus-schließliche
Domäne der nationaldemokratischen Parteidoktrin in Polen
ist, sondern man muß sich vergegenwärtigen, daß auch in
weiten Kreisen der Bevölkerung, die dem Pilsudski-Regime,
nahestehen, starke antijüdische Strömungenvorhanden find.
Ganz besonders gilt das von großen Teilen der polnifchen
Jugend. Es ist unter diesen Umständen nicht verwunderlich,
daß in Abwehr zu den zahlreichen Veröffentlichungen
jüdischer Autoren besonders in letzter Zeit die Zahl der

Schriften steigt, die in scharfem ablehnenden Sinne zur

Judenfragse Stellung nehmen. Zu diesen Schriften gehört
die Broschüre: »Die jüdifche Gefahr« von Wil-

decki, die soeben in Posen erschienen ist. Das Buch
beschränkt sich nicht allein darauf, das polnische Juden-
problem zu behandean sondern will als Aufklärungsschrift
üsber das Judentum und seine internationale Verflechtung
überhaupt dienen. Deshalb wer-den die Grundlagen jüdischer
Weltherrschaftspläne, die religiösen Fundamente des Juden-
tums, das Ein-dringen der Juden in die Presse, der Anteil
der Juden an den revolutionären Bewegung-en, die Einfluß-
nahme der Juden auf die Arbeiterschaft einleitend eingehen-
der behandelt. Besonderes Jnteresfe dürften die Abschnitte
»Die Juden in Polen«, »Die Stellung der Juden inhandel
und handwerk«-haben. Nachdem der Verfasser zunächstauf
den Einfluß der Juden in Jtalien hingewieer hat, die

Erschütterung ihrer Stellung in Deutschland andeutet,
wendet er sich den eigentlichen polnischen Problemen zu,
wobei es besondere Beachtung verdient, daß der Verfasser
eine zunehmende Verjudung der polnischen Westgebiete fest-
stellt. Jnsbesonsdere gilt das von O-berschlesien, wo man »in
der hauptstadt Kattowitz sowie in den anderen industriellen
Zentren Massen von Juden sehen kann, die diesem reichen
und dicht besiedelten Lan-de schon fast den Charakter der
Städte des russischen Teilgebiets geben«..,Auch die Zunahme

s. der Verjudung des-handels in.We-stpolen, insbesondere in
den kleineren Posener--Städtchen,wird-als ungeheures Ge-

fahrenmoment wohl durchaus richtig- vom-Verfasser gesehen.
Die übermächtige Stellung der Juden im polnischenhandel
kann nach Ansicht Wildeckis nursdurcheine zentrale Abwehr-

orgcänisation
des Polentums gegen das Judentum gebrochen

wer en. -- s.
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Vticher its-er den Ofteif
Weststkraiseiin Kampfe mitPolen nnd dein Bolscheivistnsts

in deTtJahren 1919—1923· Von Tr. W. Kutschabsku Junker
nnd Tiinulxmipt Verlag, Berlin. l93il. still Seiten. s; Kartenskizzem
Preis16,00-j-P-Jf.— Tie Arbeit ist in der Schriftenreihe der Kriegs-
gefchichtlichen Abteilung im Historischsen Seminar der Friedrich-
Wilhelm-lliiiverfität Berlin erschienen. Sie behandelt einen nicht
nur in Deutschland noch viel zu wenig beachteten Abschnitt der ost-
eurapiiisrljen Iliachkriegsgeschichtex dieEntftehung und den Untergang
des swestnkrainifchcu Staates-. Eine tiefe Tragik liegt iiber diesem
Abschnitt der Geschichte des nkrainischen Volkes Der Zusammen-«
Nach-, der .-Habsbuxgerherxlchüsst»schien» auch den . Ukrainern Engl-li-
ziens den Wettbum Zeigeneiichtaate freizumachen Aer weder-Fdie

politischen Bemühungen-ihrer Fiihrernochdie vinilitiirischeu Leistun-
gen·sihrer Tritt-neu hatte schließlich Erfolg. Unter den ,Siegern·
des "·GrofzenKrieges war keiner; dem ernstlich daran gelegen was-;-

daß der Grundsatz des Selbstbestiminungsrechtes, in dessen Namen

angeblich der Krieg gegen die Mittelaiächte gefiihrt worden war, auch
auf das ukrainische Volk-angewandt würde. Der skrupellosen Ver-

logenheit ihrer Gegner war der starrfiniiige Glaube der westukraini-
schen Fiihrer au den Sieg der von Wilfon oerkiindeten Jdeeii.»iii,cht
gewachsen. Der verhängnisvolle Widerspruchs-zwischen deu Anf-
sasfuugen sdler west- und der oftnkrainischen Führer-verwirrte die

diplomatische Vertretung und liihmte in allen entscheidenden Situa-
tionen- die iuilitårische Verfechtniig der gesamtukrainischen Sache-
Es läßt sich schwer sagen, welcher dieser Faktoren die- größte Schuld
an dein schließlichenZusammeubruch der sung-In nkraiuischen Staat-

lichkest trägt. Beinerkenswert bleibt in jedem stille »die völtische
Energie;»die ukrainifche Volk in jener Zeit, in der.·ihin.die·Mög-
lichkeit zur Errichtung eines eigenen Staates gegeben zu seiii schien,
an den Tag gelegt hat- Es hat aus dem Boden Ostgalizieus inmitten
des allgemeinen Zusaniiuenbrnches nicht nur beachtliche staatsbildeiide
Kräfte bewiesen, sondern trotz meist unzuliinglicher Führung auch
auerkenuenswerte militärische Leistungen vollbrachts Vor allein ver-

dient hier eines hervorgehobeu zu werden: Der ukraiuische Kampf
gegen den-kriegerifcheii Volscheivisiuus hat dem politischen Staate
die Möglichkeit gegeben, seine Kräfte zu konsolidieren, das schlimmste
Chaos der ersten Uiiisturzzeit zu überwinden und eine fiir die da-

maligen Verhältnisse Osteuropas beachtliche Armee auf die Beine

zu stellen: dieser nkrainische Kampf ist es oor allein gewesen, der
das wiederersteheude Polen davor bewahrt hat, schon im ersten
Jahre feines Bestehens saus breiter Front sich mit dem siegreichen
Volfcheivismus messen zu miiffeu. Es ist daher eine besonders uner-

freuliche Erscheinung der politischen Propaganda, dass sie dieselben
utraiuifchen Truppen, die elu Jahr lang mit ihren Leibern die
--"W»ellexdes Bdlschewismus ,-vou Polen feruhieltein bei den »Wen-
mischten- alsv gbolschewistische Horden-«-verschria Wenn Polen fiir
lich das Verdienst iii Anspruch nimmt, ins-Jahre 1920 den Angrifs
der Roten Ariiiee auf Europa zurückgeschlageuzu haben, so gebietet
der politische Anstand, festzustellen, daß es im Jahre 1919 die
Ukrainer gewesen sind, die dasselbe Verdienst auch fiir sich in An-

spruch nehmen könne«-. Als tin November 1919 die Triiiniiier der

ostukraiiuscheu Armee vor den Polen und die Reste der ivestukrai-
nischen Armee nor Denikin kapitalierten, war der Kampf um die

Errichtung ein-es utrainischeii Staates beendet. Aber die Idee, um

dereutivilleu der Kampf gefiihrt worden war, war durch die blutigen
Opfer- die in ihrem Dienste gebracht worden waren, geheiligt. —

Dasumfangreiche Buch Kutschabskys verfolgt die Entwicklung dieses
Kampfes in allen seinen Etappen. Es stellt der Geschichtsfchreibnng
eine Fiille bis dahin unbekannten Materials zur Verfügung Es
bricht die Moiiopolftelluug die die tendeiiziöfe politische Geschicht-Z-
fchreibnng in dieser Frage bis dahin innehatte Man wird einwenden

können, dasz der Verfasser durch allzu reichliche Verwendng von

Sniierlatioen und summarischen Urteilen die bei der Darstellung
militärifcher Ereignisse besonders notwendige nüchterne Sachlichkeit
stört, nnd dasz er in der Beschreibimg politischer Vorgänge mitnuter
zu lange bei theoretischen Erörterungen dariiber ver-weilt, was ge-

schehenwäre, wenn dieses oder jenes anders gemacht worden wäre.
Das ändert jedoch an der grundlegenden Bedeutung nichts-, die man

seiner Arbeit beimessen muß. Es ist vor allem in bezug aus die-

jeuigen Teile Europas, die durch die-Nachkriegsvegelnug noch nicht
cudgiiltig zur Ruhe gekommen find, wertvoll, zu wissen, welches-o-
litischen Ansåtze, die· nicht ausziireiseu vermochten, dort vorhanden
waren, und welche Machtfaktoren sich dort durchzusehen versuchten.
Ja dieser Hinsicht hat das Buch Kutschabskys viel zu tötetenk. K-

, . Dic» Teiche-. .

"«Verlag,Betst-lup--1935.Alt-Seiten Preis (j,60 Mit-A — Als im ver-
«-g«angen·eii·-Jahr-e der MnischdtfchjkchifchekStreitsumvdie··l-B"ehaudlung

·

del-ootiiischzenzistoltåiknppeits-Idee Tlchechosloswckkeianstebstezi wurde

die deutscheOeffentlichceitwieder eimnalspdaran erinnert, daf; auch
im TeschenerSchlesieu eine Frage besteht-die durch die Verfasser der

Pariser Veroktdiktate offensichtlich nicht endgültig gelöst worden ift.
Zserdamals aber, durch den politisch-tschechischenStreit angeregt, sich
nber die Hintergrunde dieser Frage genauer zu unterrichtenxwiinschth
geriet durch das Fehlen branthbarer einschlägiger Literatur in Ver-

Fkagr. Von Kurt Witt. Volk und Reich-

legeuheit Diesem empfindlichen Mangel hat das grundlegende Buch
non Flurt Witt ein Ende gemacht. Es ist die unisassendfte Tar-

stellung des Tefchener Problems-, das dies politische Literatur nicht
nur Deutschlands-» sondern auch des Anstandes aufweisen kann.
Kurt Witt untersucht zunächst die gefchichtlichen Voraussetzungen,
die volkspolitischen Grundlagen und die wirtschafts-: und ver-kehrs-
politischcii Elemente dieses Problems- Jn der Hauptsache-aber ist
seine Arbeit der Untersuchung der Nachkriegsentwicklung des Te-

scheuer Landes gewidmet Eingehend werden alle Phasen des polnisch-
tschechischenKampfes um die staatliche Zugehörigkeit dieses Gebietes

gefchildertliritisch werden die Von den streitenden Parteien
vorse-brxachtsen"·A.rgn-tue·njte"beleuchtetv Seine Aufmerksamkeit schenkt er

Verfasser auch den-·anf«einestaatliche Verselbstitndigung des Herzog-
-ttiins Teschen abzielenden Bestrebungen, die von den Deutschen des
Landes und den-mit dein Dentschtnni sympathisiereiiden Slouzakett
getragen wurden, Bestrebungen, die von Wien her unterstütztxwurdem
aber keine Aussicht auf Verwirklichung hatten iu einer Zeit, die in
der Zerstdruug deutschen Lebenswuines ihre vordeinglichste Ausgabe
erblickte. Bemerkenswert find die Parallelen, die zwischen deut

Schicksal des Teschener Gebietes und demjenigen des unmittelbar

benachbarten oberschlefifcheu Landes besteheuz sowohl hinsichtlich der

Kampftaktik der Polen, wie hinsichtlich der Behandlung der Frage
durch die-Sieger des Großen Krieges.· Für diereichsdeutfche Les-
sentlichkeit war Teschen vor dem Kriege keine Frage,«««fiirdie sie sich
interessierte Nach dein-Kriege war diese Frage durch dringenden
und näherliegende Probleme-verdeckt. Heute aber istses an der Zeit;
daß auch. diese Frage in dasstpolitischeVlickseldder deutschen Oeffent-
lichkeit·geriickt--swird. Nicht nur »deshalb, weil-«Ies:sbeideri-eits der

Olsagrenze deutsche Volks-genossen gibt, sondern-auch, weil dieser
Raum ein wirtschafts-: nnd machwolitischer Knotenounkt ift, in dein

sich die gegensätzlichen Interessen zweier Nachbarstaaten des Deut-
fcheisiReiches beriihreir Ju völkischer wie in politischer Beziehung
ift Tefcheu eine Frage, die noch nicht beantwortet ift. — Die volks-

politifche Seite des Problems ist an Hand des Buches von Kurt Witt
bereits in »Litlaud«« Nr. 4 ausfiihrlicher dargestellt ivBrdeiL. r. K,

Bauernansstand in Preußen Von Erich Weise- Preußen-
«verlag Elbing. Mit-i 69 Seiten. Mit einigen Bildern —-

Tsiese in der Reihe der anfprechend ausgestattet-en »P.renßenfiihrer«s«
erfchienene geschichtliche Abhaiidlniig des Königsberger Archiiidirck-
tors gibt eine außerordentlich klare und sachliche Darstellung der

Gründe, Ereignisse uiid Ausivirkuugen der Bauernunruheii, die-im
Jahre 1525 in den Landschaften Samlaud und Rat-angeu aiislssisachein
Es handelte sich nicht eigentlich um einen Ausstand, sondern im.

einen Kmidgebuugsmarsch gegen sdie Schmälerung der ererbten
bäuerlichen Rechte durch den mächtiggewvrdeuenAdel;

«

»Wir weilen
und begehen allein Gott und unser-n .g·iiedigften":Herrii Hertzog zu
Preußen zum Herrn, sonst keine Obrigkeit«, hieß es in einem

Schreiben der sainländischen Bauern. Wenn im. Zusammenhang mit

diesen Unruhen Blut vergessen wurde, dann nicht durch die Bauern,
die uiemandes Rechte schmälern, aber wohl ihr eigenes-, einst vom

Orden gesetzteszecht erhalten wissen wollten. sondern durch den

felbstfiichtigen Adel, von dem sich Herzog Albrecht in sinaiizieller
Abhängigkeit befand. Der Herzog hat die tragische Eutsreindung
zwischen sich und dem Bauernt::ni- später wieder gut· zu machen
versucht: aber er kam gegen die geschlosseneMacht der adligeuCliane
nicht ans. lind an den Bauern ersiillte sich das traurige Schicksal,
dessen schlimme Folgen zu beseitigen heute eine endgültig zu lösende

Aufgabe ift. Dr. i(

Der tstptesszischeMensch nnd das deutsche Geistestebcn. Von
Prof. Tr. sc arl Plen za t. Eichblatherlag lMax Zedlerl Leipzig.
1935. 31 Seiten. — Diese kleine Schrift ist eiii warmherziges
Bekenntnis des »Volkstuinsforschsers Plenzat zu den Ellienscheit
seiner oft-preußischenHeimat. Es kommt Plenzat daraus an, der

falschen und- geringschätzigen Vorstellung die der Vinneudeuissche
vielfach noch von Ostpreußen hat-, durch die Betonung der völkischeii
nnd rassischen Gleichwertigkeit des ostprenfzischen Menschen inu: den

Angehörigen anderer deutscher Stämme uud durch den Hinweis
aus die fruchtbare Mitwirkung des ostpreußifcheu Menschen ain ge-

saintdeutschen Geistes- und Knlturleben entgegenzmwirkenz-. r· K·

Pris. Mich-l Tät-Mist Sein Leben und fein Wirken.
Verlag der Gesellschaft der-Freunde des Ukrainifcljsen Wissenschaft-
lichen Instituts-, Berlin- 1935. 48 Seiten. — VasSchewtfchento für
die ukrainische Literatur war, das war der iia ueriiangeuen Jahre
verstorbene Hruschewfkyi siirdie nkrainifche historische«Wissei1-’chast.
Mit seiner siebendändigeuGeschichteder llkraine, seinerEsiiiifbäudigen
Geschichte der ntrainilchen Literatur, seinen zahlloseukanderen grös-
seren Arbeiten und seinen vielen hundert Beiträgen ins-wisseiifchast-
liiljenPulilikationen hat er für die Geschichtswissenichafts seines Voikes
Einiiusliges geleistet. Er ist Nicht nne ein ungemein. erfolgreicher
Forscher, sondern auch ein glänzender Organist-tos- des ukrainisiiien
wissenschaftliche-s Lebens, nicht um eis- Viuenismsich von Mist-

uatioualer Bedeutung, sondern auch ein sruchtbarer ETWUM Und
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tiker, als der er in der Zeit des ru
»

Spitze des ukrainischeu Volksrates gestanden hat, scheiterte, war die

Tragit seines Lebens. Zu der vorliegenden Broschüre würdigen
Prof. Palme, Prof. sirupnyekyjund Prof; stuziela das
Lebenswerk dieses Aliannes Im Anhang ist jene bedeutsame Arbeit
Liruscheivskyjswiedergegeben, in der er die Selbständigkeit der iikrai-

uischen gegenüber der rnsfischeu Geschichte abgreuzt. Dr. K.

Die nugarifche Volksseele im Spiegel der Zeitpolitik. Von Dr.

F ra anainiß Verlag von R. Oldenbourg, München u. Berlin.

ung e en

1935 25 Sein-se Preis brosch ·0,80 Mr. — Die Schrift, zu der,
Prof. Karl Haushofer das Vorwort geschrieben hat, enthält die

"Wiedergabe eines im Rahmen der Veranstaltungen der-Deutschen
Aktichuie in München gehaltenen Vortrages. Rainiß innrein in

knapper Form einige der geschichtlichen Momente, die die uiigarische
Volksseele geformt haben: Türkennot, habsburgischen Zeiitralisinus
und Diktat von Trianon hebt er besonders hervor. »Die ungarische
Volksseele ist heute eine ganz revisionistische Seele. Jm Revisions-
gedanken konzentriert sich jede Kraft und Willensäußerung... Im
kulturellen Leben der zerrissenen nngarischen Volksseele ist (iu
Restnngarns gewissermaßen eine Stagnation eingetreten, während fich
in dein abgetrennten Siebenbürgeii das kulturelle Leben zu einer
bewundernsiverteu Blüte entfaltet.« Daß im ungarischen Volkstnm
breite Ströme deutschen Blutes- fi-ieszen,«——wivdsvonsMantiss-wohl
erivähntzobernicht geivertet. Die immer-wieder aufftainmeudem
gegen das-sungarländifcheDeutschtnm gerichteten Magyarifierungs-Z
tendeuzen führt er auf die chauvinistifche Gesinnung—magyarifierter
deutscher Bauernsöhne zurück, eine Erklärung die-in ihrer zeitlichen
Begrenzung auf die Gegenwart nicht befriedigen kann. Als einer
der Führer der jungen ungarischen Generation istv Rajnisz sich wohl
dariiber iin klaren, daß einerseits die Entrechtung des deutschen
Volkstums für die Beziehungen zu Deutschland eine Belastung dar-

stellt und daß andererseits die Anerkennung der Lebens-rechte der

deutschen Volksgruppe eine moralische Vorbedingung für die An-
erkennung der ungarischen Revisionsforderung ist. Dr. l(.

Wilhelm Don Ein ostdentsches Leben fiir die Kunst. Von
August Scholtis. Mit 28 Abbildungen nach Gemälden und
Graphiken Verlag Die Rabenpresfe, Berlin. 1935. 36 Seiten. —

.Auswahl und Wiedergabe der Bilder geben einen guten Ueberblick
über das Werk des 1868 geborenen oberschlesifchen Künstlers Neben

Bildern, die sich durch Klarheit der Linienfiihrung auszeichnen,
stehen andere, die Gestalten und Gegenstände ins Gespeiistische, Ab-

schreekende,Uuproportionelle verzerreu. August Scholtis versucht in

.
. i —

s

ssischen Zusammenbrnchs an der«
seinem eculeiteuteu Teilst, an Hand der Schriften von Douis eine
Erklärung dieses aussälligeii Bruchcg zu geben, der durch das
Schaffen des siiinftlers geht. Es sind Ausführungen, die allzu
große Anforderungen an die Phantasie und Wortgläubsigkeit des

Lesers stellen und die durch gewaltsam wirkende Vergleiche eher un-

diirchfichtiger als klarer werden. So, wenn z. B. der geistig-künft-
lerische Standpunkt Doms’ durch folgenden Satz gekennzeichnet
werden foll: »Wollte man von Doftojeivski bis zum Prager Barock
eine Horizoutale ziehen, von Ernst Theodor Aiuadeus Hoffmann bis
zu Eicheudorsf eines Vertikale, so wäre der Stoff der Doiiis’schien
sinnst im Qliittelpunkt geschnitten.« Dr. K.

«
Die Leute von Roseudorß Sudetendeutsche Baneruköpfe in Holz

geschnitteu von Walter B ii·he. Verlag Grenze und Ausland-
Berlin W30. 78 Seiten. Preis 1,80 Jst-L — Jsm nordböhinischens
Grenzgebiet liegt das alte deutsche Dorf Roieudorf, eines unter

huiiderteii anderer siidetendeutscher Dörfer. Professor Walter Bube
hat die charaktervollsten Köpfe aus- der Dorfgemeinfchaftin meister-
haften Holzfchnitten festgehalten. Zu jedem der Schnitte hat der

Dargesteilte selbst seinen Lebenslauf geschrieben. Schiiitte und Zukü-
niiles der dazugehörigenNiederschriften hat Biihe zu einem Bilder-
lsuch zufanuuengestelit, das besser und unmittelbarer, als es ein
langes Erzählen vermöchte, iiber die Leute von

Rosendoröberichtet-?
r. KJ .

. Der deutsch-flawische-.Grenzraumals Zone politisch-historischer
Jdeenbildung Von Ernst Birke. Kommissionsverlag von Tre-
weudt und Granier, Breslau. 1935. 15 Seiten. Der Aufsatz setzt-
sich mit einigen wesentlichen Jdeengängen auseinander, die vom;
sireis um die Zeitschrift »Der Nah-e Osten« Esaus Schwarz, HaraEld
Laeiieu, Friedrich Schiukel, Giselher Wirsing, Carl Dorffen, Otto

slieber-Krohse) vertreten werden. Er wendet sich vor allein

gegen die Mystifizierung des Rauines und die begriffliche Ueber-

spitznng des Preiißeiitiiiiis, wie siev in diesem Kreise, der sich als
Verwalter des geistigen Erbes Moeller vaii den Brnrks betrachtet,
üblich sind. Er betont deiiigegeuiiber die rauiiibindeude straft des
Volkstums- iiud das Preußeutum als eine Frage der

Hishi-usk.
sic

Wer istisbei den Oiyiupischcu Spielen 1936. Von Hans Bo-!
roivik. Reichsfportverlag Berlin SW68." — Dieses 176 Seiten
niiifassende Taschenlexikon enthält in alphabetifcher Anordnung Kurz-
biographieu von mehr als 1000 Teiluehmern der Olnmpischeu Spiele-
1936. ift für jeden an diesemWettkampf der Jugend der Welt
Juleressierten ein unentbehrlichesNachschlageiverk.

Vesucht den deutschen Osten
Billige Passautcnschciue in Schlefiens Bädcrm Die schle-

fischen Knrorte haben beschlossen, in der nächsten Kiirzseit
P assa nteiisch ein e für solche Gäste auszugeben, die sich auf
der Durchreise befinden und nur einig-e Tage verweilen wollen,
ohne Kurmittel in Anspruch zu nehmen-. Die Scheine werden
,5"Tage gelten und nur etan 10 v. H. der sonst zu zahlen-den Kur-
tsaxe kosten.

Hauptknrzeit iu Osipreußeut Mit Rücksicht ainf die

klimatischen Verhältnisse in Ostprenßen hat der Reichsfvemdeu-
verkehrsverbaud es den ostpreußifchen Seebädern gestattet, den
Beginn ihrer Hauptkurzeit, für den sonst allgemein der 1. Juni
Tgilt, auf den 15. Juni festzusetzen. Die Besucher brauchen also
erst von diesemTage aiivolle Kurtaxse zu zahlen.

"

Freilichtspicle in Marienburg und Elbing:—Die in früheren
Jahren svor allem durch ihre ,,Bartholouiäus-Blume-AufführunE
gen« bekannt gewordenen Freilichtspiele auf dem
Marktplatz zu Marienburg sollen .in diesem Jahre
wieder zu Pfingsten stattfinden. Auch Elbing beabsichtigt,
im kommenden Sommer Freilichtsipiele auszuführen. Sie sollen
im Juni, Juli und August im stimmuiigsvollen Hof des Heiligen-

geistHospitalsstattfinden und drei bis vier Ausführungen
ringen.

Seedicnst Ostpreußcii: Den Kraftfahrern ist im See-
dienft Oftpre.ußeii, vor allem durch die besonderen Einrichtungen
des Dauipfers »Tauiienberg«, iu befchräuktem Unifange auch auf
den Motorschiffen »Hanseftadt Danzig« und »Pr-eußen«,die Mög-
lichkeit gegeben, Seereisen nach Ostpreuszen zu unternehmen, ohne
auf die Mituahine des liraftivagens verzichten zu müssen. Ueber
die Beförderung der straftwagen iuit den Seedieust-Schiffen ist
jetzt das »Merkblatt für Kraftfahrer 1936« erschienen,
das alle näheren Einzelheiten, auch die Tarife, enthält und in den
Neifebiiros beim Deutschen Antomobil-Club sowie bei den Ver-
tretuueen des Hapag-Seeliiiderdieiistes, des Norddeutfchen Lloiids
und der Stettiner DaiupfschEis-Gesellschaft J. F. Braeuulich aus-

gegeben wird. Als wichtige Sienerung für dieses Jahr ist hervor-
zuheben, daß die Firaftsabrzeuge im Interesse des Besitzers ietzt
grundsätzlich g egen S e e g esa h r versichert werden. Nur
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bei -vorherig-ein Verzicht
dieser Versicherung, deren Gebiihr niedrig gehalten ist, Abstand
genommen werden. Um eine sachgemäße Behandlung der Kraft-
fahrzeuge zu gewährleisten, sind die mit der Verlaxdung betrauten

Offiziere und Manuschaften der Seedienftschiffe in der Führung
von Krastfahrzeugen ausgebildet worden. Zur Sicherstellniig der

Beförderung sind die Kraftivageu 72 Stunden vor der Abreise
unter Leistung einer Frachtanzahlnng ·(5 Ein-z se·Wagen, 3 IM-

je Motorrad) bei der ,,Seedieiistinel-destelle J. Müller, Sivineå
miiiid-e«,auzninelsdsein

"

«

OstpreußischeBäderstraße: Beim Generalinspektor für das
deutsche Straßenwesen ivird zur. Zeit einStraßenbauplan be-
arbeitet, der die-Schaffung einer Verbinduiigsstraße
zwischen den Badeorten der ostpreußischeu Sam-
-lan dkiiste vorsieht. Die neue Straße, die-namentlich den mit
dem ,,Se-edienst Qstpreußen« in Pillan ankommenden Ostprseußenk
Isahrern die-Möglichkeit geben würde, unter Vermeidung des
zUiniveges iiber Königsberg von Pillauaiisdirekt nach Briisterorzt
und an die nördliche Sainlaiidküste zu gelangen, soll in Königs-

berg anfangen und — unter Einbeziehnng von Sarkaiu, dem

siidlichfteu Ort der Knrischen Nehrung —·— die Bäder Crauz, Neus-
kuhren, Rauschen und Georgenswalde miteinander verbinden, um
dann möglichst nahe an Brüsterort vorbei siidwärts über Palm-
nicken nach Pillau zu führen. Bei Königsberg würde sie Anschluß
einerseits an die ostprenßischeReichsautobahn, andererseits an diie
Reichsstraße Königsberg——Jnsterburg erhalten. Der Bau würde

voraiissichtlich zwei Jahre in Anspruch nehmen.

kriecht
fiio

»Oftlmsd«

Arier-Nacbweis
aus Polen

Beschaffung s m tl i (- h e r

Dokumenie sofoktu.billigst

Richard schaiz
Poznan, Ryhalci7

auf Schadeniersatzansprüchekann voii ,'
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